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Mit vereinten Kräften ... 

… für die VerbraucherInnen 
               des Landes Bremen 
 

 Zusammen 

 sind  

 wir 

 stark! 
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Vorwort 

Explodierende Energiepreise und 
Verbraucherzentrale in der finan-
ziellen Krise – Widerstand ist 
machbar, Herr und Frau Nachbar! 

 
Kein Verbraucherthema 
hat so viele Verbrauche-
rInnen das zweite Jahr in 
Folge derart in Rage ge-
bracht wie das der explo-
dierenden Energiepreise. 
Auch bei diesem Thema 
war Bremen nicht eine 
Insel der Glückseligen; 

vielmehr erhöhte die swb 2005 gleich zweimal die 
Preise um insgesamt mehr als 20 Prozent. 
Weit mehr als 15.000 Widersprüche gegen die 
Gaspreiserhöhungen, eine Sammelklage vor dem 
Landgericht und viel öffentlichen Unmut hat sich 
die swb eingehandelt – kundenfreundlich und 
Vertrauen erweckend ist das Gebaren der swb 
nicht. 
Wie sagt man so schön: Der Saal platzte aus allen 
Nähten. Dies geschah im Februar bei der Grün-
dung der Bürgerinitiative gegen die Gaspreise, zu 
der die Verbraucherzentrale aufgerufen hatte. Die 
Idee war aus der Not geboren und trotzdem gut: 
Eine breite Bewegung brauchte breitere Schul-
tern. Und sie machte sich sogleich an die Arbeit: 
Infostände, Flyer, Widersprüche verteilen und 
immer wieder Kürzungen ausrechnen, halt Rat 
und Tat! Deshalb von dieser Stelle aus einen aus-
drücklichen Dank an alle Aktiven! 
Im Mai reichten 58 Kläger auf Initiative der 
Verbraucherzentrale Klage beim Landgericht ge-
gen die swb ein. Hauptpunkte waren die Preisan-
passungsklausel und die Überprüfung der Ange-
messenheit des Preises nach § 315 BGB. Aber erst 
einmal hieß es warten. Es wurde ein „Richter mit 
Ölheizung gesucht“ (taz). Gibt es eine größere – 
zumindest juristische – Bestätigung für die Rich-
tigkeit einer Forderung als die Einlegung des Wi-
derspruchs gegen die Gaspreise auch von einigen 
Richtern? Ein Jahr dauerte es bis zum Urteil. Das 
aber gehört hier noch nicht hin – passiert erst im 
nächsten Jahresbericht. 
 
 

Insolvenz der Verbraucherzentrale 
abgewendet 
 
Auch das zweite große Thema beschäftigte uns 
ein ganzes Jahr: Im Juni teilte uns der Wirtschafts-
senator eine zweite Kürzung in Höhe von 19.000 
Euro mit; die erste in gleicher Höhe sollte bereits 
ab Januar wirksam werden. Es folgten wochenlan-
ge Gespräche mit dem Ergebnis, dass auch das 
Wirtschaftsressort nur die Möglichkeit sah, eine 
Personalstelle zu kündigen. Im August starteten 
wir die Postkartenaktion „Ich will die Verbraucher-
zentrale“ und viele öffentliche Aktivitäten. Zu-
nächst einmal ging es darum, eine drohende In-
solvenz abzuwenden. Ende des Jahres ein erster 
Erfolg: Für das Jahr 2005 verzichtete der Wirt-
schaftssenator auf die Kürzung, um sie dann auf 
die Jahre 2006 und 2007 zu verteilen. Also: Wei-
termachen! 
 
Alle haben es – jetzt auch die 
Verbraucherzentralen 
 
Leitbilder – jedes Unternehmen, was auf sich 
hält, hat eins. Liest man einige, kann man sich 
oftmals nicht des Eindrucks erwehren, dass sie 
lediglich dem Zeitgeist geschuldet und das Papier 
nicht wert sind. Genauso zutreffend mag manch-
mal der Eindruck sein, dass die Verbraucherzent-
ralen dagegen zeitlos und veränderungsresistent 
sind. Dem ist nicht so! Auch die Verbraucherzent-
ralen haben sich ein Leitbild erarbeitet. Bereits in 
der Erarbeitungsphase sind wir dabei nicht 
selbstverständliche Wege gegangen. So gab es 
das erste bundesweite Treffen aller Verbraucher-
beraterInnen. Die Verbraucherzentrale Bremen 
wird auf dieser Grundlage nun ein eigenes Leit-
bild entwerfen, an dem sie sich messen lassen 
will. Zum Leitbild gehören auch Qualitätsstan-
dards. Den größten Sprung in Sachen Qualität 
haben die Verbraucherzentralen mit dem vom 
Bundesverbraucherministerium geförderten ge-
meinsamen Intranet „Elvis“ gemacht. Über eintau-
send (!) Beratungsstandpunkte stehen bundes-
weit als Onlinehilfe für jede Verbraucherberatung 
zur Verfügung. Noch Fragen? Antworten in Elvis. 
 
Bundesweite VerbraucherZeitung 
 
Und es passierte etwas heutzutage ganz Selte-
nes: Ohne große Probleme gab es weiter Geld für 
das bundesweite Projekt „Wirtschaftlicher 
Verbraucherschutz“ 2005 und 2006 aus Berlin.  
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Das erste Mal produzierten die Verbraucherzent-
ralen eine bundesweite VerbraucherZeitung, die-
wir in Bremen 10.000mal unter die Leute brachten 
- mit guter Resonanz. Aber auch insgesamt macht 
das Projekt richtig gute Arbeit: Bundesweit ge-
meinsam produzierte Flyer zu immer wieder nach-
gefragten Themen helfen insbesondere kleinen 
Verbraucherzentralen wie Bremen zu professio-
nell gemachten Informationen mit relativ gerin-
gem finanziellen Einsatz und personellen Auf-
wand. Dank an Ex-Ministerin Künast und an Mi-
nister Seehofer – der Einstand war gut! 
 

Klasse weserklasse 
 
Das vergangene Jahr war das Jahr der Fleischskan-
dale. Da wurde Vergammeltes verarbeitet, Wurst 
und Fleisch mit Wasser gestreckt und Hack- und 
Geflügelfleisch umetikettiert, was das Zeug hielt. 
Eine Antwort darauf muss ein Verbraucherinfor-
mationsgesetz sein, das diesen Namen verdient 
und die schwarzen Schafe in allen Bereichen öf-
fentlich nennt. Aber es gibt noch eine zweite und 
die heißt: „weserklasse“. Die Modellregion We-
serland kann man endlich essen! Über 150 hoch-
wertige Produkte aus der Region mit dem neuen 
Label sind jetzt erhältlich. Ich habe sie im Jür-
genshof gemeinsam mit dem Ex-Bürgermeister 
Henning Scherf probiert – nicht alle 150! – 
schmeckt klasse die weserklasse. 
 

Die drei vom Dienst 
 
Seit Mai gibt es im Dritten beim NDR/Bremen ein 
neues Sendeformat: AnSichten. Immer donners-
tags um 19.20 Uhr informieren die drei vom 
Dienst über Aktuelles aus der Verbraucherszene. 
So werden Stars gemacht. 

 „Elvis“ 
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Das Jahr 2005  im Fokus 

Aktionstag in Bremerhaven 

Gründung der Bürgerinitiative gegen die  
Gaspreiserhöhungen 

Protestpostkarte 

Klageeinreichung 
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Das Infozentrum der Verbraucherzentrale  
in Bremen und Bremerhaven 

Sammelkasten für Protestpostkarten 

Infozentrum in Bremen 

Inforegal 
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Beratungsstelle  
Bremen 
 
Altenweg 4, 28195 Bremen 
Tel. (0421) 160 77 – 7 
Fax (0421) 160 77 – 80 
 
Infozentrum 
 
Öffnungszeiten: 
Montag, Dienstag  10 -18 Uhr  
Mittwoch    geschlossen 
Donnerstag     10 - 20 Uhr 
Freitag      10 -  13 Uhr 
 
 
 
Telefonische Produktberatung: 
Montag und Freitag  10 - 14 Uhr 
0900 / 1 77 54 43   pro Min. 1,50 Euro 
     aus dem dt. Festnetz 
 
 
Telefonische Rechtsberatung: 
Montag bis Donnerstag 10 - 18 Uhr 
(0900) 1 77 54 41   pro Min. 1,50 Euro 
     aus dem dt. Festnetz 
 
 
Persönliche Beratung nach Vereinbarung 
 
Themen: 
 
 Altersvorsorge 
 Banken- und Kapitalrecht 
 Bauberatung 
 Baufinanzierung 
 Energieberatung 
 Geldanlage 
 Juristische Beratung über Bauverträge 
 Arzthaftungsrecht 
 Verbraucherrecht 
 Versicherungen 

Beratungsstelle  
Bremerhaven 
 
Hafenstr. 177, 27572 Bremerhaven 
Tel. (0471) 26 194 
Fax (0471) 207 000 
 
Infozentrum 
 
Öffnungszeiten: 
Montag    15 - 18 Uhr  
Mittwoch    geschlossen 
Dienstag, Donnerstag, Freitag 10 - 13 Uhr  
 
 
 
 
Telefonische Produktberatung: 
Montag und Freitag  10 - 14 Uhr 
(0900) 1 77 54 43   pro Minute  1,50 Euro  
     aus dem dt. Festnetz 
 
 
Telefonische Rechtsberatung: 
Montag bis Donnerstag  10 - 18 Uhr 
(0900) 1 77 54 41  pro Min. 1,50 Euro 
     aus dem dt. Festnetz 
 
 
Persönliche Beratung nach Vereinbarung 
 
Themen: 
 
 Altersvorsorge 
 Baufinanzierung 
 Energieberatung 
 Ernährungsberatung 
 Geldanlage 
 Verbraucherrecht 
 Versicherung 
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Verbraucherrecht 

 
ACHTUNG 
TASCHENGELDGANGSTER! 
 
Der Schutz vor unseriösen Mehrwertdiensten 
reicht noch immer nicht aus. Die Verbraucherzen-
trale beobachtet seit geraumer Zeit, wie sich 
Mehrwertdiensteanbieter mit ihren Angeboten 
verstärkt an Kinder und Jugendliche richten. Auf-
grund der damit verbundenen Vielzahl der 
Verbraucherbeschwerden sehen wir dringenden 
Handlungsbedarf. Das Vorgehen von SMS-
Betrügern ist einfach: Die Betrüger simsen ohne 
Erlaubnis oder Zustimmung ein x-beliebiges Han-
dy an, Tausende am Tag. Auf seinem Display kann 
man eine Mitteilung lesen, meist mit der Bitte 
oder der direkten Aufforderung versehen, unbe-
dingt zurückzurufen. Verlockend wird eventuell 
gar von Gewinnen geredet. Oder von frischem 
Verliebtsein. Von Kennenlernen und Flirten. Ein 
Tipp auf die Tasten genügt und der Rückruf er-
folgt. Und der hat Konsequenzen! Denn oft sind 
es teure Mehrwertdienste oder getarnte Nummern 
im Ausland. So können leicht und in Sekunden-
schnelle immense Einwahlkosten entstehen! Eine 
weitere Kostenfalle: Mit massiven Werbekampag-
nen werden Kinder verleitet, sich gegen Entgelt 
Logos und Klingeltöne aus dem Internet auf das 
Handy zu laden. Damit kann man scheinbar un-
überhörbar individuell sein und täglich frische 
Statussymbole in der Hand halten, um sie in trau-
ter Cliquenrunde oder Klassengemeinschaft zei-
gen zu können. Die „Kleinstpreise“ hierfür sum-
mieren sich allerdings beträchtlich im Laufe der 
Zeit. Die Verbraucherzentralen versuchen diese 
Missstände durch präventiven, aufklärenden 
Verbraucherschutz zu bekämpfen. Unter 
www.taschengeldgangster.de gibt es Tipps gegen 
jede Menge Tricks!  
 

Ob Klingeltöne, Logos, Chat, Musik, Erotik, Spiele, 
Software. Die Internetseite hält zudem einen Ta-
schengeldtrainer vor: Mit dem Taschengeldtrai-
ning“ können Kinder lernen, Einnahmen und Aus-
gaben besser zu kontrollieren und auch mal ein 
paar Euro für spätere Wünsche zurück zu legen.  
 
 
Schlappe für Mehrwertverbin-
dungsnetz- und Plattformbetreiber 
 
Der Bundesgerichtshof hat in einem aktuell veröf-
fentlichten Urteil die Verbraucherrechte bei stritti-
gen Dialer- und Mehrwertdiensterechnungen ge-
stärkt. In dem konkreten Fall hatte ein Telefon-
kunde sich gegen einen Rechnungsposten der 
Deutschen Telekom AG gewehrt, der unter der 
Position „Beträge anderer Anbieter“ in Rechnung 
gestellt worden war. Der Kunde bestritt, dass die 
Verbindungen von seinem Anschluss aus bewusst 
hergestellt worden waren. Nach einer Auseinan-
dersetzung mit dem Verbindungsnetzbetreiber 
über die Berechtigung der Forderung bezahlte er 
den strittigen Betrag unter Vorbehalt an die Tele-
kom. Vom Nummernbetreiber forderte er das Geld 
auf dem Klageweg zurück. Das Amtsgericht gab 
ihm Recht; die Berufung vor dem Landgericht ver-
lor der Kunde. Die Revisionsinstanz gab wiederum 
dem Kunden Recht. Der Bundesgerichtshof hat 
nun geurteilt, dass der Telefonkunde einen Rück-
zahlungsanspruch hat, weil er weder einen gülti-
gen Vertrag mit dem Rechnungssteller – in die-
sem Fall die Telekom – noch mit dem Verbin-
dungsnetz- beziehungsweise Plattformbetreiber 
eingegangen sei. Da der Verbindungsnetzbetrei-
ber aus diesem Grund keinen Anspruch auf das 
geforderte Verbindungsentgelt habe, sei er „um 
die von dem Kunden geleistete Summe ohne 
rechtlichen Grund bereichert“. Einen Zahlungsan-
spruch hat nach diesem richtungsweisenden Ur-
teil des Bundesgerichtshofes nur der Inhaltean-
bieter, der die Mehrwertdienstleistung erbracht 
hat. Die Verbraucherzentrale empfiehlt allen Ver-
braucherInnen, die bei einer strittigen Forderung 
über eine Mehrwertdiensteleistung – zum Bei-
spiel bei Dialern – eine Zahlung unter dem Vorbe-
halt einer Rückforderung an Netzbetreiber oder 
deren beauftragte Inkassounternehmen geleistet 
haben, den Betrag dort zurückzufordern. Dabei ist 
es unerheblich, ob die strittige Zahlung bereits an 
den Inhalteanbieter weiter geleitet wurde oder 
nicht. 

www.taschengeldgangster.de 
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„Ersatzlieferungen“ im 
Versandhandel 
 
Versandhausunternehmen dürfen in ihren Allge-
meinen Geschäftsbedingungen (AGB) nicht fest-
legen, dass sie bei Nichtlieferbarkeit eines vom 
Besteller bestellten Artikels, diesem einen Er-
satzartikel zusenden dürfen. Und zwar auch 
dann nicht, wenn dieser qualitativ und preislich 
dem bestellten Artikel entspricht. Das beklagte 
Versandhandelsunternehmen vertreibt seine 
Waren auch über einen Internetshop. Die Allge-
meinen Geschäftsbedingungen enthalten unter 
anderem folgende Klausel: „Sollte ein bestimm-
ter Artikel nicht lieferbar sein, senden wir Ihnen 
in Einzelfällen einen qualitativ und preislich 
gleichwertigen Artikel (Ersatzartikel) zu. Auch 
diesen können Sie bei Nichtgefallen innerhalb 
von 14 Tagen zurückgeben.“ 
Der BGH hat festgestellt, dass die Klausel un-
wirksam ist. Die Klausel enthält einen unzulässi-
gen Änderungsvorbehalt. Aus der Sicht des 
nicht rechtskundigen Kunden ist die Bestim-
mung so zu verstehen, dass die Ersatzlieferung 
eine vertragsgemäße Leistung des Unterneh-
mens darstellt. Es liege im Ermessen des Ver-
sandhauses, welcher Artikel dem Kunden als 
vertragsgemäßer zugesandt wird. Ein solcher 
Änderungsvorbehalt ist jedoch nur dann zuläs-
sig, wenn es sich um zumutbare und kalkulier-
bare Änderungen handelt. 
In diesem Fall werden jedoch die Interessen der 
Verbraucher nicht hinreichend berücksichtigt. 
Die alleinigen Kriterien der Qualitäts- und Preis-
gleichheit tragen den individuellen Bedürfnis-
sen der Kunden, welche die Waren nach eigenen 
Wünschen und Vorlieben auswählen, nicht 
Rechnung. Vielmehr bleibt ein weiter Spielraum 
für Änderungen bestehen, so dass es den Kun-
den unmöglich ist, zu erkennen mit welcher Er-
satzlieferung sie zu rechnen haben beziehungs-
weise wie weit die Abweichung vom bestellten 
Produkt reicht. So könnte statt des schwarzen 
Anzugs ein kanarienvogelgelber oder gemuster-
ter geliefert werden. Im Einzelfall kann somit die 
Änderung unzumutbar sein. Außerdem benach-
teiligt die Klausel die VerbraucherInnen in unan-
gemessener Weise, da sie die Rechtslage unzu-
treffend darstellt. Im juristisch unbedarften Kun-
den wird der Eindruck erweckt, er könne den  

Ersatzartikel nur innerhalb von 14 Tagen zurück-
geben. Tatsächlich jedoch stellt die Zusendung 
dieses Artikels ein neues Angebot seitens des 
Versandhauses dar, welches der Kunde nicht an-
nehmen muss. Nimmt er es nicht an, so existiert 
auch keine Frist für die Rücksendung. 
 
 

Keine Gutschrift nach Rückgabe 
 
Internetversandhäuser dürfen nach der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs nicht nur kei-
nen Ersatzartikel schicken, sie dürfen auch in ih-
ren Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht 
regeln, dass die VerbraucherInnen bei der Rück-
gabe der bestellten Ware nicht ihr Geld zurücker-
halten, sondern lediglich eine Gutschrift bekom-
men. Dies benachteiligt die VerbraucherInnen 
unangemessen. Ihnen wird der Eindruck vermit-
telt, ihre Rechte seien auf die Erteilung einer Gut-
schrift beschränkt, obwohl tatsächlich ein An-
spruch auf Rückgewähr der geleisteten Zahlung 
besteht. Ein Versandhandelsunternehmen, das 
seine Waren im Internet anbot, verwandte in sei-
nen Allgemeinen Geschäftsbedingungen unter 
anderem folgende Klausel zum Rückgaberecht: 
„Wenn Sie uns keinen bestimmten Wunsch mit-
teilen, wird der Wert der Rücksendung Ihrem Kun-
denkonto gutgeschrieben oder Sie erhalten beim 
Nachnamekauf einen Verrechnungsscheck“. Das 
Unternehmen darf die Rückgaberecht-Klausel 
nicht mehr in seinen Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen verwenden. Die Klausel ist unwirksam, 
weil sie die VerbraucherInnen unangemessen 
benachteiligt. Dies ergibt sich daraus, dass sie 
nicht klar und unmissverständlich über ihre Rech-
te aufgeklärt werden. Denn eine Klausel darf die 
Rechtslage nicht unzutreffend oder missverständ-
lich darstellen. Dem Verwender der angegriffenen 
Klausel würde sonst die Möglichkeit gegeben, 
begründete Ansprüche unter Hinweis auf die in 
der Klausel getroffene Regelung abzuwehren. Bei 
einem Fernabsatzvertrag steht dem Verbraucher 
ein Widerrufsrecht zu. Auf dieses Widerrufsrecht 
finden die Vorschriften über den gesetzlichen 
Rücktritt entsprechend Anwendung. Diese sehen 
vor, dass im Fall des Rücktritts die empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren sind. Die streitige 
Klausel genügt diesen Anforderungen nicht, weil 
sie lediglich die Erteilung einer Gutschrift an die 
VerbraucherInnen vorsieht.  
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Nordsee-Zeitung, 01.07.2005 

Eine Gutschrift stellt aber lediglich ein abstraktes 
Schuldversprechen dar, mit dem die Verbraucher-
Innen noch nicht über die zurück zu gewährende 
Leistung verfügen können. Sie müssen vielmehr 
einen Anspruch aus der Gutschrift gegen den Un-
ternehmer geltend machen. Dies entspricht nicht 
den tatsächlichen Verbraucherrechten. Die Klau-
sel vermittelt den VerbraucherInnen daher unzu-
lässigerweise den Eindruck, dass ihre Rechte auf 
die Erteilung einer Gutschrift beschränkt seien.  
 
 
Aufklärung einiger FAQs zu den 
Phänomenen SPAMMING und 
PHISHING 
 
Was haben diese absonderlichen Chiffren mit 
Verbraucherschutz zu tun, fragt man sich. Die 
Beantwortung dieser frequently asked question 
lautet: Leider immer mehr. Meist handelt es sich 
bei Spam um dubiose oder besonders günstige 
Angebote bezüglich Sex oder/ und Lebensverlän-
gerung, Software, Markenprodukte, Medikamente 
und desgleichen mehr. Spam verursacht im Sys-
tem der weltweiten E-Mail-Kommunikation einen 
erheblichen Schaden. Die durch Spam entstande-
nen Zusatzkosten für Unternehmen werden allein 
in Europa auf jährlich mehrere Milliarden Euro 
beziffert. Da heutzutage kaum mehr ungestörter 
E-Mail-Empfang möglich ist, wird angenommen, 
dass immer mehr Nutzer die Kommunikation per 
E-Mail meiden und auf weniger störanfällige Kom-
munikationsformen ausweichen, selbst wenn 
diese weniger komfortabel sind.  
Spam ist wettbewerbsrechtlich verboten. Es ver-
stößt gegen das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG). Das UWG legt fest, wie Händ-
ler im Konkurrenzkampf miteinander umgehen 
dürfen, und wie nicht. Die Firmen können sich 
gegenseitig auf Unterlassung verklagen, wenn ein 
Verstoß vorliegt. Auch den Verbraucherschutzor-
ganisationen steht das Recht zu, gegen üble Me-
thoden vorzugehen und zu klagen. Die Zusendung 
von unerwünschten (ohne Einwilligung) E-Mails 
oder SMS ist belästigende Werbung und wird ge-
nauso wie unerbetene Telefonanrufe und Brief-
kastenwerbung vom Gesetz und der Rechtspre-
chung als unzumutbare Belästigung eingestuft. 
Die Begründung dafür ist, dass auch eine einzige 
Werbeemail angeschaut und aussortiert werden 
muß. Kosten, Belästigung und Zeitaufwand sind 
zwar bei nur wenig belästigenden Mails gering. 
Darauf kommt es aber nicht an. Schon eine ein-
zelne E-Mail ist verboten. Die einzelne Mail darf 
nämlich nicht nur für sich alleine betrachtet werd- 

den. Sie ist Teil des nach allgemeiner Auffassung-
zu bekämpfenden Spamunwesens. Würde man 
das Versenden von Werbeemails erlauben, würde 
das zu einer unübersehbaren Flut von Spam füh-
ren, weil E-Mailwerbung unter den Werbemedien 
das billigste, schnellste und unaufwendigste ist.  
 
Eine besonders kriminelle Zuspitzung von Spam 
ist das Pishing. Phishing setzt sich aus dem engli-
schen Begriff für Passwort-Fischen zusammen. 
Die weite Verbreitung von Online-Banking hat 
dazu geführt, dass immer mehr „Phishing“- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aktivitäten zu verzeichnen sind. Phishing ist eine 
Form des Trickbetruges im Internet.  
Der Phisher schickt seinem Opfer offiziell wirken-
de Schreiben, meist E-Mails, die es verleiten sol-
len, vertrauliche Informationen, vor allem Benut-
zernamen und Passwörter oder PIN und TAN von 
Online-Banking-Zugängen in gutem Glauben dem 
Täter preiszugeben. Phishing-Angriffsziele sind 
Zugangsdaten, zum Beispiel für Banken 
(Onlinebanking), Versandhäuser, Internet-
Auktionshäuser, webbasierende Onlineberatun-
gen oder Kontaktportale. Mit den gestohlenen 
Zugangsdaten kann der Phisher die Identität sei-
nes Opfers übernehmen und in dessen Namen  
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Handlungen ausführen. Durch den Missbrauch  
der persönlichen Daten entstehen beträchtliche 
Vermögensschäden (zum Beispiel Überweisung 
von Geldbeträgen auf fremde Konten), Rufschädi-
gung (zum Beispiel Versteigerung gestohlener 
Waren unter fremdem Namen bei Online-
Auktionen) oder Schäden durch Aufwendungen 
für Aufklärung und Wiedergutmachung. Über die 
Höhe der Schäden gibt es nur Schätzungen, die 
zwischen mehreren hundert Millionen Dollar und 
Milliarden-Beträgen schwanken. Experten gehen 
davon aus, dass das Thema Pishing noch weiter 
zunehmen wird. 
 
 
„Gier frißt Hirn“ oder „Geld 
schenken heißt loslassen lernen“ 
 
Sogenannte „Herz“- oder „Schenkkreise“ sind 
nach Art einer Pyramide organisiert. Die an der 
Spitze stehenden Mitglieder des 
„Empfängerkreises“ erhalten von ihnen nachge-
ordneten „Geberkreisen“ bestimmte Geldbeträge 
- von den Veranstaltern gern mit dem Slogan 
„Geld schenken heißt loslassen lernen“ und exor-
bitanten Gewinnversprechen weich gekocht. Dar-
aufhin scheiden die „Beschenkten“ aus dem 
„Spiel“ aus; an ihre Stelle treten die Mitglieder 
der nächsten Ebene, die nunmehr die Empfänger-
position einnehmen. Es gilt dann, genügend Teil-
nehmer für neu zu bildende „Geberkreise“ zu fin-
den, die bereit sind, den festgelegten Betrag an 
die in den „Empfängerkreis“ aufgerückten Perso-
nen zu zahlen. Die Anwerbung ist Sache der auf 
der untersten Stufe verbliebenen „Mitspieler“.  
In Kenntnis des vorbeschriebenen Systems trat 
der Schenker in einen „Geberkreis“ ein und zahlte 
an die Beschenkten, die mit anderen den 
„Empfängerkreis“ besetzt hatten, jeweils 1.250 
Euro. Er wollte weiter im Spiel bleiben und selbst 
später „Beschenkter“ werden. Der Schenker ver-
langte in den beiden Verfahren die Rückerstat-
tung von Beträgen, die er im Zuge der Teilnahme 
an einem sogenannten „Schenkkreis“ an die Be-
schenkten gezahlt hat. Nach Auffassung des Bun-
desgerichtshofs in zwei neuen Urteilen kann der 
Schenker von den Beschenkten die gezahlten 
Beträge zurückfordern. Denn er hat sie ohne 
rechtlichen Grund gezahlt. Die Vereinbarung des 
„Schenkkreises“ war, da auf ein Schneeballsys-
tem gerichtet, sittenwidrig und damit nichtig. Der 
Rückzahlungsanspruch scheitert auch nicht dar-
an, dass eine Rückforderung üblicherweise aus-
geschlossen ist, wenn dem Leistenden gleichfalls 
ein Gesetzes- oder Sittenverstoß zur Last fällt. 
Obwohl einiges dafür spricht, dass der Schenker  

sich der Sittenwidrigkeit des Spielsystems bewusst 
gewesen ist oder sich zumindest dieser Einsicht 
leichtfertig verschlossen hat, führt dies ausnahms-
weise nicht dazu, dass eine Rückzahlung ausge-
schlossen ist. Die in dem Streitfall zu beurteilenden 
nach dem Schneeballsystem organisierten 
„Schenkkreise“ waren deshalb sittenwidrig, weil 
die große Masse der späteren Teilnehmer – im Ge-
gensatz zu den initiierenden „Mitspielern“, die 
(meist) sichere Gewinne erzielten – zwangsläufig 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 keinen Gewinn machte, sondern lediglich ihren 
„Einsatz“ verlor. Das „Spiel“ zielte allein darauf ab, 
zugunsten einiger weniger „Mitspieler“ leichtgläubi-
ge und unerfahrene Personen auszunutzen und sie 
zur Zahlung des „Einsatzes“ zu bewegen. Einem 
solchen sittenwidrigen Verhalten steuert normaler-
weise das Gesetz entgegen, indem es für entspre-
chende Vereinbarungen Nichtigkeit anordnet. Damit 
wäre normalerweise eine Rückzahlung ausgeschlos-
sen gewesen. Dies würde aber zu einem dem Ver- 
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Weser Report, 17.07.2005 

Weser Kurier, 07.04.2005 

braucherschutzgedanken zuwiderlaufenden Er-
gebnis führen, und die Initiatoren solcher 
„Spiele“ zum Weitermachen geradezu einladen, 
wenn sie die mit sittenwidrigen Methoden  

erlangten Gelder – ungeachtet der Nichtigkeit der 
das „Spiel“ tragenden Abreden – behalten dürf-
ten.  
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Ekelfleisch 
 
Das vergangene Jahr war das Jahr der Fleischskan-
dale. Da wurde Vergammeltes verarbeitet, Wurst 
und Fleisch mit Wasser gestreckt und Hack- und 
Geflügelfleisch umetikettiert, was das Zeug hielt. 
Eine kurze Chronologie: 

•Anfang des Jahres veröffentlichte das Bundes-
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit (BVL) Hinweise, dass mehrere große Le-
bensmittelhersteller seit Jahren mit Hilfe von Was-
ser und Bindemitteln das Gewicht von Fleisch- 
und Wurstwaren erheblich vergrößert haben. Um 
welche Hersteller es sich handelte, sagte das BVL 
nicht. 
•Im Frühjahr wurde bekannt, dass bei Realkauf in 
Niedersachsen die Mindesthaltbarkeitsdaten von 
Hackfleisch mit einem späteren Datum überklebt 
wurden. 
•Kurz vor dem Ende der Bundesliga-Saison mel-
dete sich eine junge Frau bei der Verbraucher-
zentrale, die bei Werder Bremen während der 
Heimspiele Bratwurst verkauft. Sie erzählte, dass 
sie gezwungen sei, längst abgelaufene und auch 
optisch als verdorben erkennbare Würste noch zu 
braten und zu verkaufen. Der Fall wurde der Le-
bensmittelüberwachung übergeben. 
•Im Herbst kam aus Bayern die Meldung, dass 
nicht für den menschlichen Verzehr geeignete 
Schlachtabfälle in Lebensmitteln verarbeitet wor-
den waren. 
•Im November schließlich kam der umfangreichs-
te Fall ins Rollen. Zunächst in einem Betrieb in 
Niedersachsen und dann in immer mehr Kühlhäu-
sern auch in anderen Bundesländern spürten Le-
bensmittelkontrolleure Geflügel-, Rind- und 
Schweinefleisch auf, das nicht mehr verzehrsfä-
hig war. Hunderte von Tonnen waren umetiket-
tiert, verdorben und stanken teilweise bestialisch. 
Wenn solche Gammelware für die Weiterverarbei-
tung mariniert oder stark gewürzt wird, dann ha-
ben die VerbraucherInnen kaum eine Chance, 
dies zu erkennen. Z.T. sind die Behörden davon 
ausgegangen, dass verdorbenes Fleisch bereits in 
den Handel gekommen und verzehrt worden war. 
Auch auf Autobahnen wurden von der Polizei Bus-
se und LKWs mit Fleischladungen gestoppt, die 
nicht mehr für den menschlichen Verzehr geeig-
net waren. 

 
Die Namen der betroffenen und mit Gammel-
fleisch belieferten Betriebe wurden nur in Einzel-
fällen bekannt, ein umfassendes Verbraucherin-
formationsgesetz gab es bislang nicht. Und dass 
es sich bei diesen Betrieben nicht um Einzelfälle, 
sondern wohl eher um die Spitze eines Eisbergs 
handelt, geht aus einer internen Statistik des 
Verbraucherschutzministeriums hervor. Danach 
verstößt jeder 5. Betrieb gegen Hygiene-
Vorschriften. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Besonders in den Herbstwochen gab es in der 
Verbraucherzentrale zahlreiche Anfragen zur Qua-
lität von Fleisch: 
„Ich kaufe für meine Katzen immer Tatar bei ei-
nem Discounter. Neulich roch es so fremdartig, 
dass es selbst die Katzen nicht fressen wollten. 
Was stimmt nicht damit?“ 
„Ich habe auf dem Wochenmarkt eine angeblich 
frische Ente gekauft. Zuhause stellte sich jedoch 
heraus, dass sie innen komplett gefroren war. Ist 
so etwas erlaubt?“ 
„Ich habe zwei Kaninchen gekauft, die beim An-
braten nach überhaupt gar nichts rochen. Wie ist 
so etwas möglich?“ 
„Wo kann ich eine qualitativ wirklich gute Gans 
bekommen?“ 
„Ich habe mir bei einem Schlachter eine gebrate-
ne Frikadelle gekauft. Der Brotanteil war viel zu 
hoch. Was kann ich dagegen tun?“ 
Das waren nur einige Beispiele dafür, dass die 
VerbraucherInnen nach den monatelangen Skan-
dalen das Lebensmittel Fleisch sehr skeptisch 
und mit einem – im doppelten Wortsinn! – gesun-
den Misstrauen betrachteten.  
Die Verbraucherzentrale Bremen forderte im  
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Vom Verein zur Marke: Viele 
Lebensmittel unter dem Namen 
weserklasse erhältlich 
 
Als im Jahr 2002 der Verein Nordlichter-Region 
Weserland e.V. gegründet wurde, war schnell klar, 
dass die Arbeit in dieser Modellregion kompliziert 
sein würde. Es wurde viel diskutiert, gestritten, 
verworfen und neu konzipiert. Kein Wunder, war 
(und ist!) doch die Zusammensetzung des Vereins 
sehr heterogen. Erzeuger, Verarbeiter, Umwelt-
schützer, Bildungsträger, Städte und Gemeinden 
und die Verbraucherzentrale Bremen hatten sich 
zusammengetan, um neue Ansätze für eine 
verbraucherorientierte, natur- und umweltscho-
nende Landwirtschaft zu entwickeln. Entstanden 
war das Projekt aus einem Wettbewerb der Regio-
nen, der von der früheren Verbraucherschutzmi-
nisterin Renate Künast ausgeschrieben worden 
war. Aus über 200 Bewerber-Regionen wurden die 
besten 18 Konzepte, darunter das der Region We-
serland, ausgewählt. 
Das Regionale Entwicklungskonzept hat folgende 
Ziele: 
• Verbesserung der regionalen Wertschöp-

fungsketten 
• Stärkung von Vertrauen und Nachfrage 

nach regionalen Erzeugnissen 
• Impulsgebung für Produkt- und Leistungs-

innovationen 

 
Gewicht im Griff 
 
Viele Menschen sind mit ihrem Gewicht unzufrie-
den. Kein Wunder: Unabhängig davon, ob wir tat-
sächlich ein paar Kilo zuviel mit uns herum-
schleppen oder uns im Bereich des Normalge-
wichts bewegen – die superschlanken Models 
aus der Werbe- und Modebranche lassen fast je-
de(n) zu dick aussehen. Ob die Models wirklich 
schick sind oder eher den Eindruck eines aufzu- 

Zusammenhang mit den Fleischskandalen: 

• Einführung eines umfassenden Verbrau-
cherinformationsgesetzes 

• Stärkere Kontrollen von Betrieben, Handel, 
Gastronomie und von Schlachtabfällen 
durch die Lebensmittelüberwachung 

• Keine Privatisierung der Kontrollen 

• Ausschöpfung der Strafmaße, ggfs. Verhän-
gung von Berufsverboten 

• Schutz von Informanten, Schaffung anony-
mer Meldemöglichkeiten für Betriebsange-
hörige. 

Den VerbraucherInnen empfahl die Verbraucher-
zentrale u.a., anstelle von Billigware Fleisch aus 
Markenprogrammen zu bevorzugen, gekauftes 
Fleisch zuhause mit allen Sinnen zu prüfen und – 
nicht zuletzt – eine sorgfältige Küchenhygiene bei  
der Zubereitung. 

Was sich nach viel Theorie anhört, hat bereits zu 
einer Reihe erfolgreicher Ergebnisse geführt, z.B. 
die Förderung des Reitsports in der Region, erleb-
nispädagogische Angebote für SchülerInnen auf 
Bauernhöfen, das Q-Mobil, in dem ebenfalls jün-
gere VerbraucherInnen viel über die Nahrungsmit-
telproduktion („vom Grasbüschel bis zur Milch“) 
lernen können oder Veranstaltungen von Festen 
und Märkten. Das Beste ist jedoch der umfang- 
reiche Warenkorb der weserklasse. Über 150 
hochwertige Produkte (Stand 01/06) aus der Regi-
on mit dem neuen Label sind seit 2005 erhältlich, 
z.B. verschiedene Sorten Brot, Brötchen, Kuchen, 
Wurst, Fleisch, Käse, Gemüse und anderes mehr. 
Die erste öffentliche Präsentation der Weserland-
produkte fand Ende Oktober u.a. im Beisein des 
damaligen Bürgermeisters Henning Scherf im Jür-
genshof statt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Henning Scherf setzte sich mehrfach dafür ein, 
dass weserklasse-Produkte einer breiten Öffent-
lichkeit bekannt gemacht wurden. 
 
Eine zweite Vorstellung des Warenkorbs fand nur 
wenige Wochen später im Cafe K (Rotes Kreuz 
Krankenhaus) statt. Gäste, Patienten und Kran-
kenhaus-Angestellte konnten sich im Gespräch 
mit Erzeugern über die weserklasse-Produkte in-
formieren, sie probieren und zwischen drei ver-
schiedenen weserklasse-Mittagessen wählen. 
Das Angebot kam toll an, insgesamt etwa 500 
Neugierige ließen sich das Essen gut schmecken.  
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päppelnden Hungerhakens erwecken, sei dahin-
gestellt. 
Zu Beginn eines Jahres und noch einmal vor dem 
Start der sog. „Bikinisaison“ sind Tageszeitun-
gen, Anzeigenblätter und Modezeitschriften voll 
mit Diätvorschlägen bzw. Diätpräparaten. Die 
Qualität dieser Palette reicht von akzeptabel bis  
hin zu dubios oder sogar gesundheitsgefährdend. 
Doch erwiesen ist, dass in etwa 95 % der Fälle 
eine Diät nicht zu einer längerfristigen Gewichts-
reduktion führt. Auch das ist nicht verwunderlich:  
Eine konsequent durchgehaltene Diätphase kann 
sicher dazu führen, dass das Gewicht sinkt. Doch 
irgendwann einmal ist jede Diät zu Ende. Wer da-
nach in seine alten Ernährungsgewohnheiten zu-
rückfällt, braucht nicht lange auf das Ausgangsge-
wicht zu warten. Manchmal kommt es noch dicker 
– das Gewicht schnellt sogar darüber hinaus in 
die Höhe.  
Die Verbraucherzentrale steht deshalb Diäten 
eher skeptisch gegenüber. Denn wer es nicht 
schafft, Grundsätzliches an seinem Ernährungs-
verhalten zu verändern, wird mit Hilfe von Diäten  
 
nur ein ständiges Auf und Ab erleben. Deshalb 
hat die Verbraucherzentrale in diesem Jahr zum 1. 
Mal unter dem Titel „Gewicht im Griff“ eine Form 
von Gewichtsreduktionskursen angeboten, die 
mehr das Prinzip einer Ernährungsumstellung und 
der Langsamkeit verfolgen. Denn was über Jahre 
an Zuviel angefuttert wurde, kann nicht innerhalb  
von vier Wochen wieder verschwunden sein. Die 
Kurse umfassen einen Zeitraum von 10 Wochen, 
in denen die TeilnehmerInnen lernen, ihre Ernäh-
rungsweise allmählich umzustellen, gesund zu 
essen, und sie verlieren dabei nach und nach ein 
paar Kilo.  

Diese Methode ist deutlich Erfolg versprechender 
als alle schnellen Radikalkuren. Es ist nicht geeig-
net für Übergewichtige, die 30, 40 oder noch mehr 
Kilogramm abspecken müssten, sondern für die-
jenigen, die lediglich ein paar Kilo zuviel auf die 
Waage bringen. Die Kurse sind in Bremen – trotz 
der Gebühr von 150,- € – insgesamt sechsmal mit 
Erfolg durchgeführt worden.  
 
 
Problem: Übergewicht von Kindern 
und Jugendlichen 
 
Das zunehmende Übergewicht von Kindern und 
Jugendlichen ist nicht nur ein individuelles, son-
dern auch ein gesamtgesellschaftliches Problem. 
Denn die Kosten der durch Übergewicht ausgelös-
ten Folgeerkrankungen sind immens - und müs-
sen von allen getragen werden. Die Verbraucher-
zentrale hat sich gerade auf diesem Gebiet sehr 
intensiv engagiert. 
So ist die Verbraucherzentrale Gründungsmitglied 
der Landesvereinigung Gesundheit Bremen (LVG).  
 
In der LVG sind zahlreiche Institutionen und Initia-
tiven vernetzt. Das Ziel ist, dazu beizutragen, ge-
sundheitliche Ungleichheiten abzubauen - zu 
Gunsten sozial benachteiligter Kinder und Jugend-
lichen. Erreicht werden soll dies durch eine stär-
kere Verknüpfung von Aktivitäten zur Verbesse-
rung der Gesundheit der Bevölkerung. 
 
Die Verbraucherzentrale führt bereits seit mehre-
ren Jahren erfolgreich das Programm BIG KIDS für 
übergewichtige Kinder und Jugendliche durch. 
Dabei hat sich gezeigt, dass insbesondere die 
Wirksamkeit der Familienorientierung von ent- 
scheidender Bedeutung ist. Die Eltern (mind. ein 
Elternteil) werden in die Schulungen mit einbe- 
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zogen. Die Basiselternschulung erstreckt sich - 
ebenso wie die der Kinder - über ein halbes Jahr. 
Im September hat in der Kinderklinik der Städti-
schen Kliniken Delmenhorst ein Trainingspro-
gramm begonnen, bei dem die Kinder- und Eltern-
schulungen von der Klinik evaluiert werden. Die 
Ergebnisse werden im nächsten Jahr veröffent-
licht. 
Seit 2005 liegt bereits eine positive Beurteilung 
von BIG KIDS durch die Universitätsklinik Ham-
burg Eppendorf vor. Sie hatte im Auftrag der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung eine 
Bestandsaufnahme der Adipositas-Therapie in 
der Bundesrepublik durchgeführt. 
 
Unter dem Motto „kinder.leicht.gesund“ haben 
sich in Bremen 17 Partner zusammengeschlossen, 
um gemeinsam neue Wege zur Förderung einer 
gesunden Ernährung, Bewegung und Stressbe-
wältigung für Kinder bis zehn und ihre Familien zu 
gehen. Mit einem ganzheitlichen Ansatz sollen 
insbesondere Menschen aus sozial benachteilig-
ten Stadtteilen in ihrem gewohnten Lebensumfeld 
angesprochen werden. Es soll ein Netzwerk ent-
stehen, bei dem die unterschiedlichen Kompeten-
zen der Partner verzahnt werden. Dies sind neben 
der Verbraucherzentrale z.B. der Landessport-
bund Bremen, die SpielLandschaftStadt e.V., die 
Stadtland GmbH, die Bremische Evangelische 
Kirche, der Allgemeine Deutsche Fahrrad-Club, 
der Landessportbund Bremen u.v.a.m.  
Das Projekt ist eine Ausschreibung des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. Die Bremer Initiative hat mit 
ihrem Antrag die zweite Runde erreicht. Im Früh-
jahr 2006 fällt die endgültige Entscheidung dar-
über, welche 23 Wettbewerbsbeiträge von den 
verbliebenen 50 jeweils den „Zuschlag“ des Mi-
nisteriums erhalten werden. 

 
Schlechte Kennzeichnung im 
Bremer Fischhandel 
 
Seit einigen Jahren gibt es für Fisch einige Kenn-
zeichnungsvorschriften, die für tierische Lebens-
mittel eher ungewöhnlich sind. So müssen – ne-
ben der Handelsbezeichnung – die Produktions-
methoden bzw. die jeweiligen Fanggebiete von 
frischen, gefrorenen und geräucherten Fischen, 
von Matjes und rohen Garnelen angegeben wer-
den. Damit können die VerbraucherInnen selbst 
entscheiden, ob sie beispielsweise thailändische 
Shrimps aus Aquakulturen, die zur Zerstörung  

wertvoller Mangrovenwälder führen, kaufen wol-
len oder nicht.  
Die Handelsbezeichnung muss bei loser Ware in 
unmittelbarer Nähe der Fische so zu lesen sein, 
dass sie den jeweiligen Fischarten zugeordnet 
werden kann. Bei der Nennung der Poduktions-
methode bzw. des Fanggebietes sind folgende 
Wortlaute vorgeschrieben: 
„gefangen in…“ (für Seefische) 
„aus Binnenfischerei“ (aus Seen oder Flüssen) 
„aus Aquakultur…“ oder auch „gezüchtet in…“ 
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Bei Fisch aus Binnenfischerei oder Aquakulturen 
muss das Land genannt werden. 
Die Verbraucherzentrale hat in insgesamt 24 Bre-
mer Geschäften (Fachgeschäfte, Wochenmärkte, 
Kaufhäuser, Verbrauchermärkte) einmal genau 
hingeschaut, ob es überhaupt eine Handelsbe-
zeichnung gibt und ob die Produktionsmethode 
und das Fanggebiet genannt werden.  
Das Ergebnis: 
Die Handelsbezeichung, also um welche Fisch-
Sorte es sich handelt, ließ sich in 17 Geschäften 
(71 %) den angebotenen Fischen zuordnen. 
Eine korrekte Kennzeichnung zu den Produktions-
methoden und Fanggebieten gab es nur in gut der 
Hälfte der Geschäfte (54 %). 
Bei Nachfragen in den anderen Geschäften, wa-
rum es keine Kennzeichnung gebe, war das Ver-
kaufspersonal um Ausreden nicht verlegen: „Ich 
kann selber Auskunft geben“ oder „Die Fangge-
biete wechseln zu oft“ oder genau anders herum 
„Die Fanggebiete wechseln nicht oft“ – so laute-
ten die häufigsten Erklärungen für die fehlende 
Kennzeichnung. 
Nach Auffassung der Verbraucherzentrale ist die-
ses Ergebnis sehr unbefriedigend. Sie fordert von 
den Verantwortlichen in den Geschäften die Ein-
haltung der Vorschriften und von der Lebensmit-
telberwachung schärfere Kontrollen. Problema-
tisch ist auch, dass die VerbraucherInnen selbst 
bei einer korrekten Kennzeichnung nicht erfahren, 
ob die jeweiligen Fanggebiete überfischt sind.  
 
Vor einigen Jahren gündeten die Umweltschutzor-
ganisation WWF und der Fischgroßverarbeiter U-
nilver den Marine Stewardship Council (MSC), der 
weltweit von einer Reihe von Organisationen ge-
tragen wird. Fisch, der umweltverträglich gefan-
gen wird, erhält das MSC-Siegel. Es soll dabei  

helfen, durch eine verantwortungsvolle Fischerei 
die Bestände und die Meeresumwelt schonen. Es 
handelt sich jedoch um eine freiwillige Kenn-
zeichnung. 
 
Aus gesundheitlichen Gründen – und natürlich 
auch, weil er gut schmeckt! – ist der Verzehr von 
Fisch 1 – 2 Mal pro Woche empfehlenswert. Aller-
dings sollte er möglichst umweltfreundlich gefan-
gen sein. Der „Einkaufsführer Fisch“ der Verbrau-
cherzentrale Bremen hält die entsprechenden 
Informationen dazu bereit. Wegen einer mögli-
chen Schadstoffbelastung sollten Räucheraal und 
Muscheln eher selten verzehrt und magere Fische 
bevorzugt werden. 
 

Getreide – neu diskutiert – auf der 
hafa 
 
Schon seit vielen Jahren beobachtet die Verbrau-
cherzentrale den Trend, dass die Lebensmittel-
Industrie immer wieder versucht, Märkte für neue 
Produkte oder auch neue Ernährungstheorien zu 
kreieren. Dabei wird manchmal auch vor abstru-
sen Theorien nicht zurückgeschreckt. So wird zum 
Beispiel behauptet, dass die in Vollkorngetreide 
vorhandene Phytinsäure giftige Gärprozesse im 
Verdauungstrakt auslöst, die zu zahlreichen 
Krankheiten führen können. Dabei ist Phytin ein 
sekundärer Pflanzenstoff, der u.a. eine Blutzu-
ckerspiegel senkende und Krebs vorbeugende 
Wirkung hat. Oder aber es wird pauschaliert, dass 
ein hoher Gehalt an Ballaststoffen zu Völlegefühl 
und Verdauungsstörungen führt. Das mag zwar 
für denjenigen zutreffen, der von heute auf mor-
gen von einer sehr ballaststoffarmen Ernährungs-
weise auf „Vollkorn pur“ umsteigt oder für jeman-
den, der sich z.B. krankheitsbedingt an Schon-
kost halten sollte. Wer jedoch gesund ist, ballast-
stoffreich ist und viel(!) dazu trinkt, der dürfte  
kaum Probleme durch Vollkornbrot, -nudeln,  
-kuchen oder -flocken bekommen. Ein drittes Mär-
chen: Die Ursache für Übergewicht und viele Zivili-
sationskrankheiten sollen nicht in einem zu ho-
hen Fettverzehr, sondern ausschließlich in einer 
zu hohen Aufnahme von Kohlenhydraten begrün-
det sein. Da auch (Vollkorn-)Getreide reichlich 
davon enthält, sei der Verzehr stark einzuschrän-
ken bzw. durch spezielle Low Carb-Lebensmittel 
zu ersetzen. 
Auf der hafa präsentierte die Verbraucherzentrale 
eine Infoschau, die diese „Ernährungsmärchen“ 
zum Thema Getreide aufs Korn genommen und 
widerlegt hat. 

In Deutschland sind Produkte mit 
MSC-Siegel bei den Firmen Iglo, 
Frosta, Mare, Friedrichs und Metro 
erhältlich.  
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Der zweite Schwerpunkt während der Ausstel-
lungstage bestand in Informationen darüber, was 
von manchen scheinbar gesunden Produkten zu 
halten ist. Dafür wurden jeweils 50 g Cornflakes 
mehrerer namhafter Hersteller gezeigt und dazu – 
jedoch versteckt – die Zuckermenge in Form von 
Würfelzucker. Die Anzahl der Würfelzuckerstück-
chen sollte von den BesucherInnen geraten wer-
den. Zwei Fakten waren auffällig: Erstens kannten 
viele VerbraucherInnen (jung und alt!) die Produk-
te gut. Zweitens erklärten viele, insbesondere 
Kinder, das am stärksten gezuckerte Beispiel sei 
ihre Lieblingssorte. Allerdings verbargen sich in 
diesen 50 g auch knapp sieben Stückchen Würfel-
zucker! Obwohl es sich bei Cornflakes nicht nur 
um süße, sondern auch noch um stark verarbeite-
te Lebensmittel handelt, spiegeln die Verpackun-
gen etwas anderes vor. Abbildungen von Getrei-
de-Ähren, frischem Obst und von Milch, sowie 
Zusätze von Vitaminen und Mineralstoffen sugge-
rieren etwas scheinbar Wertvolles. Doch mit einer 
vollwertigen Ernährung haben Cornflakes nichts 
zu tun.  
Besonders erheiternd für die Kinder am Stand war 
ein überlebensgroßer Superman, der eindeutig 
unter einem massiven Übergewicht litt. Umrahmt 
wurde dieser „Super-Fatman“ von verschiedenen 
Verpackungen Frühstückscerealien, die allesamt 
sehr zuckerreich waren.  
Insgesamt knapp 1.100 Erwachsene und Kinder 
informierten sich während der hafa-Tage am 
Stand der Verbraucherzentrale und wurden zu 
dem Thema beraten.  

Fortlaufende Projekte und Aktionen 
 
Nicht nur „neue“ Projekte und Veranstaltungen 
werden jedes Jahr durchgeführt, sondern auch 
solche, die bereits seit mehreren Jahren erfolg-
reich laufen: 

• So war die Verbraucherzentrale Bremen 
wieder für den Stand der Verbraucherzen-
tralen auf der Internationalen Grünen Wo-
che verantwortlich. Diese Aufgabe umfasst 
u.a. die Gestaltung und den Aufbau sowie 
die Organisation der Standbetreuung. Ca. 
7.000 BesucherInnen informierten sich zu 
aktuellen Themen wie z.B. Folsäure und 
sekundäre Pflanzenstoffe und testeten ihr 
Wissen an einem Quizrad. Auch in diesem 
Jahr konnten die Verbraucherzentralen an 
ihrem Stand hochrangige Politprominenz  
begrüßen, wie beispielsweise die damalige 
Verbraucherministerin Renate Künast, den 
(damaligen) Staatssekretär Matthias Ber-
ninger oder Frau Dr. Däubler-Gmelin. 

Fit im Alter - gesund essen, besser leben! 

• Eine Nummer kleiner, aber auch längst 
gute Tradition, sind die jährlich in Bremen 
Nord stattfindenden Gesundheitswochen. 
Die Verbraucherzentrale präsentierte in 
der Stadtbibliothek Vegesack eine kleine 
Infoschau zur Kennzeichnung von gentech-
nisch veränderten Lebensmitteln und führ-
te das beliebte und erfolgreiche Seminar 
„Fit im Alter“ durch. 

• Seit drei Jahren läuft die Kampagne des 
Bundesverbraucherministeriums „Fit im 
Alter: Gesund essen, besser leben“. In 
diesem Rahmen führen die Verbraucher-
zentralen Ernährungsseminare für ein fit-
tes Älterwerden durch. Themen wie alters-
gerechte Ernährung, Bewegung, Nahrungs-
ergänzungsmittel, die Erstellung eines 
persönlichen Ernährungsprofils und Tests 
von Lebensmitteln kommen bei den Be-
troffenen gut an. Jedes Mal, wenn in der 
Presse auf das nächste Seminar hingewie-
sen wurde, war es noch am selben Tag 
komplett ausgebucht. Für die Verbraucher-
zentrale Bremen waren 12 Veranstaltungen 
bewilligt worden, die mit 154 TeilnehmerIn-
nen gut besucht waren. 

• Der Einkaufsführer für Muslime wurde zum 
3. Mal aufgelegt. Die Abfrage der Firmen 
mit der Bitte um Produktlisten, die frei von 
Bestandteilen von Schlachttieren und al-
koholischen Zutaten sind, ist mit einem 
erheblichen Arbeitsaufwand verbunden. 
Zwei grundsätzliche Neuerungen gab es: 
Zum einen wurden dieses Mal auch aus-
drücklich die Vegetarier mit angesprochen 
und zum zweiten wurde der Ratgeber nicht 
mehr kostenlos abgegeben. Da jedoch der 
Vertrieb nun über die Verlagsgruppe der 
Verbraucherzentralen läuft, bieten ihn fast 
alle Verbraucherzentralen ebenfalls an 
und sorgen somit (hoffentlich!) für einen 
guten Absatz. 

 



20  

JAHRESBERICHT 2005 

Weser Kurier, 28.04.2005 

Weser Kurier, 12.05.2005 

Weser Kurier, 02.06.2005 
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Individuelle Beratung – Vorausset-
zung für eine richtige Geldanlage 
 
Inzwischen bietet die Verbraucherzentrale fast 10 
Jahre eine Beratung auf diesem Gebiet an. Die 
Nachfrage in Geldanlagefragen erstreckt sich da-
bei nicht mehr nur auf kleine Anlagebebeträge. Es 
nutzen auch VerbraucherInnen diese Beratung, 
um ihren Vermögensaufbau generell beurteilen zu 
lassen und/oder Hilfe bei Anlageentscheidungen 
für größere Kapitalanlagen zu erhalten. 
 
Oftmals setzen VerbraucherInnen ihre Unterschrift 
unter Anlageverträge, die am persönlichen Bedarf 
vorbeigehen und darüber hinaus alles andere als 
optimale Erträge bieten. Solche Fehler lassen sich 
vermeiden, wenn vorab analysiert wird, welche 
Anlageziele verfolgt werden sollen.  
 
In der Beratung berücksichtigen wir auch, ob 
staatliche Förderungen beim Sparen genutzt wer-
den können und welche Produkte empfehlens-
wert sind. Trotz steigender Aktienkurse bevorzu-
gen die meisten VerbraucherInnennach wie vor 
konservative Geldanlageformen. Seit vielen Jah-
ren ist hier unsere wöchentlich aktualisierte 
Marktübersicht „Sparen und Geldanlage“ eine 
große Hilfe. Sie beinhaltet verschiedene Anspar- 
und Anlagemöglichkeiten sowohl im kurz-, mittel- 
als auch langfristigen Bereich. 
 
Durch den Wegfall des Steuerprivilegs von priva-
ten Rentenversicherungen und Kapital bildenden 
Lebensversicherungen ab 2005 haben die Ver-
braucherInnen geringes Interesse an einer Bera-
tung im Hinblick auf einen Neuabschluss. Dafür 
haben die Beratungen für den Abschluss einer 
sog. Sofortrente zugenommen. Hier steht die Fra-
ge im Vordergrund, ob es sich lohnt, eine ausge-
zahlte Kapitallebensversicherung oder einen grö-
ßeren Geldbetrag in eine sofort beginnende Rente 
umzuwandeln. Ob diese Entscheidung sinnvoll ist 
oder nicht, muss im Einzelfall geprüft werden und 
ist abhängig von persönlichen Faktoren.  
 
 

JAHRESBERICHT 2005  



22  

JAHRESBERICHT 2005 

 
„Riestern“ lohnt immer 
 
Viele VerbraucherInnen stehen vor der Frage,  
welche Form der privaten Altersvorsorge die opti-
male ist. In der Regel ist der Abschluss eines ries-
tergeförderten Vertrags empfehlenswerter. Einen 
sog. „Riestervertrag“ kann jeder Förderberechtigte 
abschließen. Er ist dabei nicht von seinem Arbeit-
geber abhängig, was in Anbetracht der z. T. kur-
zen Beschäftigungsverhältnisse wichtig ist. Au-
ßerdem kann jeder selbst bestimmen, ob er eine 
Rentenversicherung, einen Banksparplan oder 
einen Fondssparplan abschließen möchte. Hinzu 
kommt, dass  in der Ansparphase ein Produkt-
wechsel vorgenommen werden kann. Verbrau-
cherInnen können also selbst entscheiden, wel-
chen Vertrag sie auswählen, da verschiedene Pro-
duktvarianten zur Auswahl stehen. 
 
Anders sieht es bei der betrieblichen Altersvorsor-
ge aus. Hier entscheidet der Arbeitgeber, welches 
Produkt dem Arbeitnehmer angeboten wird. Bei 
vielen Angeboten handelt es sich um Versor-
gungsverträge mit gezillmerten Abschlusskosten. 
Hier wird die Vermittlerprovision vollständig mit  
den ersten Zahlungseingängen verrechnet. Ver-
lässt ein Arbeitnehmer bereits nach wenigen Jah-
ren den Betrieb, liegt das Vertragsguthaben mög-
licherweise unter den eingezahlten Beiträgen. 
Darüber hinaus müssen gesetzlich Krankenversi-
cherte in der Auszahlungsphase den kompletten 
Krankenkassenbeitrag plus Pflegeversicherung 
tragen. Dies entfällt bei Zahlungen aus Riesterpro-
dukten. Sollten sich jedoch Arbeitgeber angemes-
sen an der Entgeltumwandlung beteiligen, müsste 
man sich gegebenenfalls neu orientieren. 
 
Neuere Untersuchungen belegen, dass die Zahl  
der Riesterverträge zunimmt. Dies lag im Jahr 
2005 u. a. daran, dass ab 2005 die riestergeför-
derten Rentenversicherungen ihre Abschlusskos-
ten nur noch auf 5 Jahre verteilen müssen. Außer-
dem werden ab 2006 die sog. Unisex-Tarife einge-
führt. Bei Abschlüssen ab diesem Zeitpunkt dür-
fen Frauen keine geringeren Zahlungen aus ries-
tergeförderten Rentenversicherungen erhalten. 
Dies führte im Jahr 2005 zu einem großen Ab-
schlussboom, da insbesondere die Versiche-
rungsunternehmen große Webekampagnen star-
teten. Dennoch stehen wir dem Abschuss einer  
riestergeförderten Rentenversicherung sehr kri-
tisch gegenüber, da sie i. d. R. eine zu hohe Kos-
tenquote ausweisen, die sich letztlich auf die  

 
Baufinanzierung: Das letzte Jahr 
der Eigenheimzulage 
 
In 2005 hatten Eigenheimerwerber letztmalig die 
Chance, sich den Anspruch auf die achtjährige 
Eigenheimzulage zu sichern. Da die Abschaffung 
der Förderung schon mehrfach auf der politischen 
Agenda stand, löste diese Entscheidung der neu-
en Bundesregierung zwar keinen regelrechten 
„Schlussverkaufs“-Boom aus. Eine spürbare Bele-
bung der Nachfrage nach einer unabhängigen 
Baufinanzierungsberatung war allerdings gleich-
wohl zu verzeichnen. 
 
Auch ohne die Eigenheimzulage boten sich wie-
derum äußerst günstige Bedingungen für den Er-
werb der eigenen Immobilie. Während sich im 
Ausland vielerorts die Eigenheime erneut teilwei-
se drastisch verteuerten, stagnierten die Preise 
für Wohnungen und Häuser hierzulande weiterhin   
auf einem relativ niedrigen Niveau. Gleichzeitig  
verbilligte sich obendrein die Finanzierung noch-
mals Im Jahresverlauf sank der marktdurch- 

Weser Kurier, 27.03.2005 

 
Auszahlungen auswirkt. Diesen Nachteil haben 
Ansparpläne nicht. 
 
In der Altersvorsorgeberatung ist der Anteil der 
weiblichen Ratsuchenden höher als der männli-
chen. Er beträgt ca. 60 %. Frauen sind oft unzurei-
chend im Alter abgesichert. Häufig liegt dies an 
einer lückenhafteren Erwerbsbiographie und da-
mit fehlenden Aufwendungen für die eigene Al-
tersvorsorge.  
Bei den Ratsuchenden im Rahmen der Altersvor-
sorgeberatung ist die Altersgruppe 30- bis 39-
jährigen mit 36 % besonders stark vertreten, dicht 
gefolgt von  den 40- bis 49-jährigen mit 28 %. Die 
50- bis 59-jährigen sind mit 17 % vertreten. Der 
Rest mit jeweils 10 % verteilt sich auf die Alters-
gruppen unter 30 Jahre und über 60-jährigen. 
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schnittliche Effektivzins für Hypothekendarlehen 
mit zehnjähriger Zinsbindung erstmals unter vier 
Prozent und erreichte im September 2005 mit 
knapp 3,8 Prozent ein neues historisches Tief. Im 
Vergleich zu dem langfristigen Durchschnittszins 
von zirka 7,8 Prozent bedeutete dies, dass ein 
Darlehensnehmer über 10 Jahre hinweg bei einem 
Darlehen über 100.000 Euro knapp 43.000 Euro 
an Zinsen sparen kann.  

Trotz dieses äußerst günstigen Zinsumfeldes war 
es für Darlehensnehmer wichtig, sich eingehend  
mit der Frage der für sie günstigsten Finanzierung 
auseinanderzusetzen. Dies betraf erstens die 
Wahl der Zinsbindung, bei der es zumeist ratsam 
war, nicht nur eine zehnjährige, sondern eine 
fünfzehn- oder gar zwanzigjährige Festschreibung 
zu vereinbaren. Zweitens war auf die Flexibilität 
der Finanzierung und damit insbesondere auf die 
Möglichkeit von Sondertilgungen und Änderun-
gen des Tilgungssatzes zu achten. Schließlich galt 
es drittens natürlich, einen möglichst niedrigen 
Zinssatz zu bekommen. Auch hier zeigten sich 
einmal mehr erhebliche Unterschiede zwischen 
den verschiedenen Anbietern. Während der güns-
tigste Anbieter im Zinstief lediglich 3,54 Prozent 
für eine fünfzehnjährige Zinsfestschreibung for-
derte, verlangte die teuerste Bank zum gleichen 
Zeitpunkt 4,47 Prozent. Auf den ersten Blick 
scheint dies kein allzu großer Unterschied zu 
sein. Über die Laufzeit von 15 Jahren hinweg ad-
diert sich dieser Unterschied jedoch bei einem 
Darlehen über 100.000 Euro auf über 16.000 Eu-
ro. Wer sich konsequent um eine möglichst güns-
tige Finanzierung kümmerte, konnte somit Tau-
sende von Euro sparen. 
 
Die Möglichkeit, sich bei der Verbraucherzentrale 
unabhängig beraten zu lassen, wurde erneut in 
über 200 Fällen genutzt. Überdies wurde erstmals  

ein neues Angebot getestet: Die Hilfestellung bei 
der Auswahl der Finanzierung durch einen indivi-
duellen Angebotsvergleich. Hintergrund dieses 
individuellen Angebotsvergleichs ist der Um-
stand, dass die Banken ihre Konditionen immer 
stärker nach der persönlichen Bonität der Darle-
hensnehmer sowie nach der Lage und der Quali-
tät der Immobilie differenzieren. Die traditionellen 
Marktübersichten, in denen die Zins- und Neben-

konditionen der einzelnen Anbieter aufgelistet 
werden, bieten daher immer weniger einen ver-
lässlichen Kompass für die Suche nach dem 
günstigsten Anbieter. Während dort zumeist nur 
die absoluten Spitzenkonditionen ausgewiesen 
werden, ergibt sich im individuellen Vergleich für 
den Darlehensnehmer oftmals eine deutlich un-
terschiedliche Rangfolge der günstigsten Anbie-
ter. Die Verbraucherzentrale Bremen hat deshalb 
damit begonnen, auf der Basis individueller Da-
ten des Darlehensnehmers und seiner Immobilie 
verbindliche Angebote einzuholen und diese 
dann zu vergleichen. Die ersten Erfahrungen mit 
diesem neuen Angebot sind sehr ermutigend und 
es ist deshalb vorgesehen, es weiter auszubauen. 
 
Problem Bausparfinanzierungen 
 
Für Darlehensnehmer stellt sich häufig nicht nur 
die Frage, wie sie die günstigsten Konditionen für 
ihren Kredit bekommen. Sie müssen vielmehr 
auch entscheiden, welche Form der Finanzierung 
sie wählen. Die klassische Form der Finanzierung 
bildet das Annuitätendarlehen, bei dem der Darle-
hensnehmer während der Zinsbindung eine gleich 
bleibende Rate zahlt. Durch diese werden zum 
einen die Zinsen beglichen; zum anderen erfolgt 
eine fortlaufende direkte Rückzahlung des Kredi-
tes. Diese Art der Finanzierung ist in der Regel die 
günstigste; zudem lassen sich unterschiedliche 
Angebote für Annuitätendarlehen noch am leich-
testen vergleichen.  

Weser Kurier, 17.11.2005 
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Von vielen Banken und Sparkassen wird demge-
genüber in zunehmendem Maße versucht, eine 
andere Form der Finanzierung abzusetzen. Bei 
dieser Finanzierung zahlt der Darlehensnehmer 
zunächst nur die Zinsen für den Kredit. Anstelle 
einer direkten Tilgung spart er gleichzeitig einen 
Bausparvertrag an, mit dem das Vorfinanzierungs-
darlehen dann später abgelöst werden soll. Für 
die Anbieter hat dies zwei Vorteile: Erstens verdie-
nen sie zunächst mehr Zinsen auf den gleich blei-
bend hohen Kredit. Zudem vereinnahmen sie die 
Provision für die Vermittlung des Bausparvertra-
ges. Insgesamt erhöhen sie damit ihren kurzfristi-
gen Gewinn. – Zweitens kann der Darlehensneh-
mer ohne fremde Hilfe regelmäßig nicht erken-
nen, wie teuer diese Finanzierung eigentlich ist. 
Denn mit der Kopplung eines Kredites mit einem 
(Bau-)Sparvertrag entsteht eine Finanzierungs- 
kombination, über deren Kosten der Effektive Jah-
reszins – so wie er laut Preisangabenverordnung 
ausgewiesen werden muss – keine zutreffende 
Aussage liefert. Die Kosten werden vielmehr er-
heblich zu niedrig ausgewiesen – was diese Fi-
nanzierungsform gerade auch für teure Anbieter 
so attraktiv macht, die mit ihren Konditionen bei  

Annuitätendarlehen nicht mithalten können.   
In den Beratungen war festzustellen, dass der 
Mehrzahl der Bauherren und Käufer, die sich be-
reits Angebote eingeholt hatten, eine solche Fi-
nanzierung mit Bausparvertrag empfohlen wurde.  
Gleichzeitig zeigte sich, dass auch nicht ein einzi- 
ger von ihnen in der Lage war, die wahren Kosten 
der entsprechenden Angebote von sich aus in 
zutreffender Weise zu beurteilen. Wie sich beim 
Nachrechnen dieser Angebote dann herausstellte, 
waren die meisten deutlich teuerer als klassische 
Annuitätendarlehen. Bis auf wenige Ausnahmen, 
in denen die Bausparfinanzierung durchaus eine 
günstige Alternative gewesen wäre, konnten da-
her nahezu alle, die zunächst mit dieser Finanzie-
rungsform geliebäugelt hatten, vor einer teuren 
Fehlentscheidung bewahrt werden.  
 
Gleiches galt für eine größere Zahl von Darlehens- 
nehmern, die sich zu einer Anschlussfinanzierung  
beraten ließen und die in der Vergangenheit eine 
solche Bausparfinanzierung gewählt hatten. In 
allen Fällen war empfohlen worden, nach dem 
Auslaufen der Vorfinanzierung nun das Bauspar- 
darlehen in Anspruch zu nehmen. Tatsächlich 
waren Bauspardarlehen in 2005 jedoch in nahezu 
allen Fällen teurer als ein normales Annuitäten- 

Weser Kurier, 13.06.2005 
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darlehen. Die einzig sinnvolle Entscheidung konn-
te deshalb nur darin bestehen, sich das Guthaben 
 aus dem Bausparvertrag auszahlen zu lassen 
und die Finanzierung mit einem günstigeren An-
nuitätendarlehen fortzusetzen.  
 
Fragen warfen Bausparverträge aber auch dann 
auf, wenn noch keine Finanzierung bestand, aber 
ein Bausparvertrag bereits angespart worden war. 
In früheren Zeiten – bei einem insgesamt höheren 
 Zinsniveau – konnte ein solcher Bausparvertrag  
nahezu unbesehen in die Finanzierung eingebaut  

 werden. Auf dem äußerst niedrigen Zinsniveau 
des vergangenen Jahres war dies jedoch selten 
empfehlenswert. Denn mit Zinssätzen von effektiv 
um die fünf Prozent waren Darlehen aus älteren  
Bausparverträgen zumeist viel zu teuer. Auch hier 
konnte die Empfehlung zumeist nur lauten, sich 
den Bausparvertrag auszahlen zu lassen. Wie sich 
in den Beratungen zeigte, wurde von den Anbie-
tern diese Empfehlung aber in der Regel nur dann  
gegeben, wenn es sich bei dem Bausparvertrag 
um das Produkt eines anderen bzw. konzernfrem- 
(weiter Seite 28) 

Weser Kurier, 25.08.2005 
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Dieser erfreulichen Entwicklung stand anderseits 
nach wie vor ein großer Problemdruck bei Finan-
zierungen gegenüber, die in der Vergangenheit in 
Kombination mit Lebensversicherungen  abge-

schlossen wurden. Nach den massiven Kürzungen 
bei den Überschussbeteiligungen der Versiche-
rungen klaffen in den allermeisten Fällen erhebli-
che Lücken in den Finanzierungsplänen. Mitunter 
zeichnet sich zum Laufzeitende eine Lücke von 
über 40 Prozent ab.  
 
Für die Beratungen bedeutet dies zwei Herausfor-
derungen: Erstens ist jeweils zu klären, ob und 
wie die Finanzierung umgebaut werden kann, um 
den Schaden zumindest zu begrenzen. Diese Auf-
gabe ist vergleichsweise einfach, wenn die Zins-
bindung ausgelaufen ist. Schwierig ist sie aber 
oftmals, wenn die Zinsbindung noch läuft. Einige 
Anbieter zeigen sich zwar bereit, die Finanzierung 
gänzlich auf ein Annuitätendarlehen umzustellen. 
Andere wollen demgegenüber nur eine zusätzli-
che laufende Tilgung zulassen. Oftmals wird dar-
an aber die Forderung nach einer Vorfälligkeits-
entschädigung gebunden. Ein Teil der Kreditgeber 
weigert sich schließlich, den Darlehensnehmern 
überhaupt entgegenzukommen. 
 
Noch schwieriger wird es, wenn es – zweitens – 
um die Frage geht, wer den Schaden  aus der  ver-
fehlten Finanzierung mit Lebensversicherung   

fremden Anbieters handelte.  
 
Insgesamt war daher einmal mehr festzustellen, 
dass gerade mit dem Bausparen – das auf den  

 
 

ersten Blick so einfach und günstig zu sein 
scheint – erhebliche Missstände verbunden sind 
und die Beratung der Anbieter zu diesen Produk-
ten mehr als zu wünschen übrig lässt.  

Weser Kurier, 14.07.2005 

Finanzierungen mit Lebensversicherungen 
 
Erhebliche Missstände, mangelhafte Aufklärun-
gen und Falschberatungen waren in den zurück-
liegenden Jahren insbesondere auch mit Finanzie-
rungen verbunden, bei denen Darlehen über eine 
Kapitallebens- oder Rentenversicherung zurück-
gezahlt werden müssen. Hier brachte das Jahr 
2005 zum einen eine grundsätzliche Verbesse-
rung: Mit der Abschaffung des Steuerprivilegs für 
Kapitallebensversicherungen verbot es sich gera-
dezu, weiterhin Finanzierungen anzubieten, bei 
denen das Darlehen durch eine neu abzuschlie-
ßende Versicherung getilgt werden sollte. Für Le-
bensversicherungen, die vor 2005 abgeschlossen 
worden waren, stellte sich die Frage eines etwai-
gen Einbaus in die Finanzierung zwar anders. Ent-
sprechende Vorschläge waren allerdings eben-
falls nur sehr selten zu beobachten.  
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übernehmen soll. Vereinzelt werden auch hier 
Zugeständnisse von Anbietern gemacht. In der 
weit überwiegenden Zahl blocken die Anbieter in 
diesem Punkt jedoch völlig ab – obwohl kaum ein 
Darlehensnehmer von sich auf die Idee gekom-
men ist, die Tilgung des Darlehens über eine Le-
bensversicherung vorzunehmen.  
 
Die Verbraucherzentrale hat in 2005 rund 30 Fälle 
betreut, in denen die Darlehensnehmer nicht oder 
nur ungenügend über die Risiken einer Finanzie-
rung aufgeklärt wurden und in denen die Finanzie-
rung günstiger dargestellt wurde, als sie von An-
fang an war. Wie die Erfahrungen dabei gezeigt 
haben, ist auf dem Verhandlungswege nur wenig 
zu erreichen, da die Anbieter den Präzedenzfall 
fürchten. Schadensersatzansprüche werden da-
her in der Breite – wenn überhaupt – nur durch 
die gerichtliche Aufarbeitung dieses Feldes zu 
erreichen sein. Dabei wirkt jedoch erschwerend 
mit, dass Streitigkeiten aus der Baufinanzierung 
in allen neueren Rechtschutzversicherungen nicht 
mit abgedeckt werden.  

Neuer Schub: Überprüfung von 
Vorfälligkeitsentschädigungen 
 
Im November 2004 fällte der Bundesgerichtshof 
ein neues Urteil zur Berechnung von Vorfällig-
keitsentschädigungen, das die Position der Darle-
hensnehmer verbesserte. Danach dürfen bei der 
unterstellten Ersatzanlage von vorzeitig zurückge-
zahlten Hypothekendarlehen nicht die so genann-
ten PEX-Renditen angesetzt werden. Vielmehr 
sind die Renditen von Hypothekenpfandbriefen 
aus der Statistik der Deutschen Bundesbank he-
ranzuziehen. 
 
Da die die große Mehrzahl der Banken in der Ver-
gangenheit die PEX-Renditen verwandt hatten, 
eröffnete das neue Urteil für die meisten Darle-
hensnehmer, die eine Vorfälligkeitsentschädi-
gung gezahlt hatten, die Chance für eine teilweise 
Erstattung der geleisteten Forderungen. Dies löste 
einen neuen Schub an Anfragen zur Überprüfung 
von Vorfälligkeitsentschädigungen aus. Im Laufe 
des Jahres wurden annähernd 1.300 Vorfällig-
keitsentschädigungen geprüft, davon ein Teil 
auch für die Stiftung Warentest, für die die 
Verbraucherzentrale Bremen – zusammen mit der 
Verbraucherzentrale Hamburg – Berechnungen 
durchführt. 
 
In den allermeisten Fällen führte die Überprüfung 
zu nennenswerten Erstattungen. Dabei gingen die  

festgestellten Differenzen oft sogar über den Um-
fang hinaus, der allein durch die unterschiedli-
chen Wiederanlagerenditen bedingt war. Denn 
viele Betroffene hatten ihre Schadensersatzforde-
rungen bis dahin überhaupt noch nicht überprü-
fen lassen und waren erst durch die Medienbe-
richterstattung zu dem neuen BGH-Urteil auf das 
Überprüfungsangebot der Verbraucherzentrale 
aufmerksam geworden. 

 
Ratenkredite – neue Formen des 
Wuchers 
 
Nachdem Konsumentenkredite längere Zeit nur 
eine geringe Rolle in den Beratungen der Verbrau-
cherzentrale spielten, haben sich in jüngster Zeit 
die Beschwerden und Anfragen um Hilfestellung 
wieder gehäuft. 
 
In der Hauptsache handelt es sich dabei um drei 
bis vier Banken, die sich auf das Ratenkreditge-
schäft spezialisiert haben und die durch eine äus-
serst aggressive Geschäftspolitik auffallen. Diese 
Geschäftspolitik zeichnet sich zum einen dadurch 
aus, dass in überaus großzügiger Weise Kredite 
gewährt und die Kunden zu einer immer weiterge-
henden und dauerhaften Verschuldung animiert 
werden. Zum anderen haben diese Banken dabei 
einen neuen Weg gefunden, um die Rechtspre-
chung zu den Wucherkrediten, wie sie in den 
1980er Jahren entwickelt wurde, zu unterlaufen. 
 
Statt in direkter Weise horrende Zinssätze zu for- 
dern, werden den Kunden nunmehr systematisch 
teure Restschuldversicherungen aufgenötigt, die 
über die Ratenkredite mitfinanziert werden müs-
sen, diese aufblähen und erheblich verteuern. Die 
Einmalbeiträge dieser Restschuldversicherungen 
betragen häufig mehrere Tausend Euro, mitunter 
liegen sie sogar über 10.000 Euro. Bezogen auf 
den Nettokredit belaufen sich die jährlichen Kos-
tenbelastungen dann zumeist auf annähernd 20 
Prozent und mehr, teilweise sogar auf über 30 
oder sogar 40 Prozent. Die besonders hohen Be-
lastungen sind insbesondere dann zu beobach-
ten, wenn die Kredite im Zeitablauf mehrfach um-
geschuldet und immer weiter aufgestockt wurden. 
 
Erleichtert wird den Banken dieses Geschäft 
durch eine Grauzone in der der staatlichen Preis-
angabenverordnung. Diese schreibt vor, dass die 
Kosten einer Restschuldversicherung nur dann in  
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den auszuweisenden Effektivzins einzurechnen 
sind, wenn die Bank die Versicherung zur Bedin-
gung macht. In der Praxis führt diese Bestimmung 
dazu, dass die Banken, die in systematischer 
Weise die teuren Restschuldversicherungen ver-
kaufen, deren Kosten so gut wie nie in den Effek-
tivzins einrechnen. Ausgewiesen wird nur der Ef-
fektivzins ohne die Versicherungskosten. Die 
wahren Kosten der Kredite werden deshalb regel-
mäßig verschleiert. Gleichzeitig fällt es im Nach- 
hinein jedoch schwer, diese Praxis zu beanstan-
den und eine Neuabrechnung der Verträge durch-
zusetzen. Denn von den Banken wird unisono 
behauptet, dass es der Kunde war, der aus freien 
Stücken die teure Restschuldversicherung ge-
wünscht habe. Dies steht zwar im scharfen Ge-
gensatz zu nahezu allen Berichten von Kunden-
seite. Bislang zeichnet sich aber noch nicht ab, 
wie dieses Beweisproblem gelöst werden kann. 
 
Die Verbraucherzentrale bietet hierzu eine rech-
nerische Überprüfung und Analyse der Verträge 
an, um deren wahren Kosten herauszuarbeiten 
und aufzuzeigen. Damit verbindet sich insbeson-
dere die Erwartung, dass auf diesem Wege die 
Behauptung des „freiwilligen Abschlusses“ der 
überteuerten Produkte erschüttert werden kann 
und nicht zuletzt auch eine Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit sowie insbesondere der Bankenauf-
sicht erreicht werden kann. 

 
Bautechnische Beratung 
 
Der Traum von den eigenen vier Wänden kann 
schnell zum Albtraum werden, wenn Mängel beim 
Neubau, verdeckte Schäden in Altbauten oder 
Fehler bei der Altbausanierung erhebliche Zusatz-
kosten nach sich ziehen. Aus diesen Gründen 
bietet die Verbraucherzentrale schon seit länge-
rem eine bautechnische Beratung an. 
 
Angeboten wird dabei zum einen eine Überprü-
fung von Bau- und Leistungsbeschreibungen. Die-
se sind häufig sehr ungenau oder enthalten kaum 
verständliche Formulierungen. So werden allge-
meine Formulierungen wie etwa „deutscher Her-
steller“ verwendet, obwohl diese über die Quali-
tät der eingebauten Ware nichts Präzises aussa-
gen. Oder es finden sich Bestimmungen über 
„bauseits“ zu erbringende Maßnahmen, aus de-
nen der Bauherr nicht ohne weiteres erkennen 
kann, dass damit von ihm zu erbringende Eigen-
leistungen gemeint sind. Erkennen die Verbrau-
cherInnen dies vor Vertragsschluss nicht, entste- 

hen häufig hohe zusätzliche Kosten. Ein vermeint-
lich günstiges Angebot entpuppt sich dann als 
überteuert und unter Umständen wird das gesam-
te Bauvorhaben gefährdet. 
 
Die Bau- und Leistungsbeschreibungen werden 
deshalb insbesondere im Hinblick auf die Anga-
ben zu dem angebotenen Gebäudetyp, zu seiner 
vorgesehenen Ausbaustufe, zur Eignung des 
Grundstücks sowie auf die Angaben zu den ein-
zelnen Bauausführungen und Materialien der ver-
schiedenen Gewerke geprüft. Geachtet wird zu 
dem insbesondere auch auf die Einhaltung der 
Energieeinsparordnung. Bei ungenauen oder feh-
lenden Angaben wird der Bauherr über die mögli-
chen Folgen und Mehrkosten aufgeklärt. Zudem 
erhält er Vorschläge, wie die Bau- und Leistungs-
beschreibung ergänzt und präzisiert werden soll-
te. 
 
Neben dieser Vorabberatung bietet die Verbrau-
cherzentrale auch eine „Beratung vor Ort“ an. 
Durch einen Architekten wird dabei eine fachlich 
versierte Hilfestellung gegeben bei der Abnahme 
eines Neubaus und beim Kauf oder der Sanierung 
eines  Hauses oder einer Eigentumswohnung. 

 
Unzulässige Klauseln in  
Bauverträgen 
 
Mit dem Bau oder Kauf einer eigenen Immobilie 
ist eine Vielzahl rechtlicher Fragen und Probleme 
verbunden. Viele angehende Eigenheimbesitzer 
sehen sich mit Vertragswerken konfrontiert, die 
schwer verständlich sind und oftmals auch nicht 
ausreichend erläutert werden. Die Verbraucher-
zentrale bietet deshalb eine spezielle juristische 
Beratung zu Bau- und Immobilienkaufverträgen 
an. 
 
Schwerpunkt ist die persönliche Beratung, in der 
die Inhalte der Verträge geprüft werden. Im Falle 
unzulässiger oder benachteiligender Klauseln 
werden Tipps und Vorschläge unterbreitet, wie 
diese Klauseln zu Gunsten der VerbraucherInnen 
abgeändert werden können. Konkret geht es da-
bei insbesondere um einseitig belastende Klau-
seln, mit denen die Bauzeit sanktionslos über-
schritten werden darf, das Leistungsverweige-
rungsrecht wegen ausstehender Restarbeiten o-
der Mängelbeseitigung eingeschränkt werden 
soll, höhere Abschlagszahlungen verlangt wer-
den, als dies dem Bauabschnitt entspricht oder 
mit denen eine einseitige Änderung der Bauleis- 
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tung oder des Festpreises festgeschrieben wird.  
 
Da die Nachfrage nach der baurechtlichen Bera-
tung nicht allein durch persönliche Beratungen 
abgedeckt werden kann, wurde zusätzlich ein 
Angebot für schriftliche Beratungen ausgearbei-
tet.  
Ein weiteres Angebot besteht in der Hilfestellung 
für Bauherren bzw. Wohnungskäufern, die Proble-
me mit ihrer Baufirma oder dem Bauträger haben. 
 
Dabei wird nicht nur über die rechtlichen Möglich-
keiten aufgeklärt, sondern auch angeboten, die 
Betroffenen in direkten Verhandlungen mit den 
Anbietern zu unterstützen, um eine rasche außer-
gerichtliche Lösung der Probleme zu erreichen.  

 
Wie viel Versicherung ist nötig? 
 
Um festzustellen, ob ein Haushalt ausreichend 
abgesichert ist, muss eine Bedarfsermittlung vor-
genommen werden. Was im konkreten Fall benö-
tigt wird, hängt entscheidend von der Lebenssitu-
ation ab. Daher muss bei veränderten Lebensum-
ständen der Versicherungsschutz entsprechend 
angepasst werden. Der Beratungsalltag zeigt je-
doch, dass häufig die einmal abgeschlossenen 
Policen beibehalten werden und auch nichts ge-
ändert wird, wenn aus Singles Paare werden und 
aus Paaren Eltern. So ergeben sich häufig große 
Lücken im Versicherungsschutz. Andererseits 
werden vielfach nicht so wichtige oder auch unnö-
tige Verträge geschlossen. 
 
Wichtige Policen 
Wer anderen einen Schaden zufügt… 
 
Für alle Versicherten, ob nun Single, Ehepaar, 
Alleinerziehende oder auch Ruheständler, zählt 
die Privathaftpflichtversicherung zu den wich-
tigsten Verträgen. Diesen Schutz sollte sich jeder 
leisten, denn wer einem anderen schuldhaft ei-
nen Schaden zufügt, ist zum Schadenersatz ver-
pflichtet. Er haftet grundsätzlich mit seinem ge-
samten Vermögen und mit seinem Einkommen 
bis zur Pfändungsfreigrenze. Daher ist ganz klar, 
dass das Fehlen einer solchen Police leicht zum 
finanziellen Ruin führen kann. Wichtig ist eine 
ausreichend hohe Deckungssumme, möglichst 
nicht unter fünf Millionen Euro pauschal für Perso-
nen- und Sachschäden. Bei günstigen Anbietern 
ist der Prämienunterschied zwischen geringen 
und hohen Deckungssummen nicht entschei-
dend. Haftpflichtversicherungen gehören ohnehin  

nicht zu den teuren Versicherungsverträgen. Er-
staunlich ist, dass gerade dieser wichtige Schutz 
oftmals fehlt. Wer Halter von Hunden oder Pfer-
den ist, braucht eine Tierhalter-
Haftpflichtversicherung. Haus- und Grundbesitzer 
eines nicht ausschließlich selbstbewohnten oder 
vollständig vermieteten Hauses, sowie Eigentü-
mer eines unbebauten Grundstückes benötigen 
ebenso wie Eigentümer einer Eigentumswohnung 
für das Gemeinschafts- 
eigentum, eine Haus- und Grundbesitzer-
Haftpflichtversicherung. Wer einen Heizöltank 
unterhält, sollte sich überlegen, eine Öltank-
Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung abzu-
schließen. Eigentümer eines Bootes benötigen 
eine Bootshaftpflichtversicherung und Surfer soll-
ten klären, ob dieses Risiko in ihrer Privathaft-
pflichtversicherungspolice abgesichert ist. Gerade 
die zuletzt genannten Verträge sind vielen Versi-
cherungsnehmern nicht bekannt. 
 
 
Der Todesfall und die wirtschaftlichen Folgen für 
die Angehörigen 
 
Insbesondere durch den Tod des Haupternährers 
einer Familie können die Hinterbliebenen in große 
wirtschaftliche Not geraten. Sind die Kinder noch 
klein, gilt dies umso mehr. Oft reicht das Geld des 
Partners, der die Kinderbetreuung übernommen 
hat, nicht zum Leben. Witwen- und Halbwaisen-
renten sind nicht sehr üppig. Muss gar noch ein 
Kredit oder Hypothekendarlehen abgezahlt wer-
den, kommt es zum wirtschaftlichen Zusammen-
bruch. Hier hilft der Abschluss einer Risikolebens-
versicherung. Diese Police ist in vielen Haushal-
ten, die sie benötigen, nicht vorhanden. Stattdes-
sen werden oft Kapitallebensversicherungen mit 
zu magerem Todesfallschutz eingekauft. 
 
Invalidität: Ein unterschätztes Risiko 
 
Invalidität ist von staatlicher Seite kaum noch 
geschützt. Der Abschluss einer Berufsunfähig-
keitsversicherung ist daher heutzutage für die 
allermeisten Versicherungsnehmer unverzichtbar, 
denn der Verlust der Arbeitskraft kann den wirt-
schaftlichen Ruin bedeuten. Dieses gilt ganz be-
sonders für junge Leute, die oft gar keinen An-
spruch auf gesetzliche Leistungen haben. Der 
Abschluss einer Berufsunfähigkeitsversicherung 
sollte möglichst in jungen Jahren erfolgen und 
solange die versicherte Person noch gesund ist.  
Denn ältere Versicherte zahlen mehr, und schon  
wenig spektakuläre Vorerkrankungen können da- 
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zu führen, dass der Versicherungsschutz nicht 
oder nur sehr eingeschränkt gewährt wird. Wer 
einen akzeptablen Vertrag bekommen kann, 
muss bei der Auswahl eines geeigneten Tarifes 
unzählige Kriterien berücksichtigen, denn was für 
wen in Frage kommt, ist individuell sehr unter-
schiedlich. Dabei kann man schnell überfordert 
sein. Die Fragen hinsichtlich des aktuellen und 
vergangenen Gesundheitszustandes werden sehr 
oft unterschätzt. Das kann dazu führen, sollte 
nicht alles vollständig und wahrheitsgemäß be-
antwortet werden, dass die Versicherungsgesell-
schaft rückwirkend vom Vertrag zurücktritt und 
die Leistung verweigert. Wer bezüglich der Annah-
me eines Antrages Zweifel hat, sollte bei vielen 
Gesellschaften gleichzeitig Probeanträge stellen 
oder eine anonymisierte Risikovoranfrage in Auf-
trag geben. 
 
Unfall: Invalidität und die schmerzhaften wirt-
schaftlichen Folgen 
 
Häufiger als der teure aber notwendige Berufsun-
fähigkeitsschutz wird die Unfallversicherung ab-
geschlossen. Die Unfallversicherung zahlt jedoch 
nur bei Invalidität aufgrund eines Unfalls. Dieser 
ist jedoch der viel seltenere Fall. Man ist daher für 
den unwahrscheinlicheren Fall versichert. Die 
Unfallversicherung ist für alle wichtig, die keine 
Berufsunfähigkeitsversicherung abschließen kön-
nen, wie zum Beispiel Erwerbstätige mit Vorer-
krankungen, Kinder, Rentner oder Extremsportler 
oder Menschen mit sehr gefahrträchtigen Beru-
fen. 
 
Unverzichtbare Krankenversicherung 
 
Wer sich für einen Wechsel von der gesetzlichen 
in die private Versicherung entscheidet, muss 
sich diesen Schritt gut überlegen, da eine Rück-
kehr kaum mehr möglich ist. Für wen sich ein 
Wechsel lohnt, lässt sich nur am konkreten Ein-
zelfall entscheiden, da die private Krankenversi-
cherung keinen Tarif anbietet, der den absolut 
gleichen Versicherungsumfang bietet wie die ge-
setzliche Krankenversicherung und somit der di-
rekte Vergleich schwierig ist. Darüber hinaus 
kommt es entscheidend auf die Lebens- und Ar-
beitssituation an. Ebenso ist die Familienplanung 
ein wichtiges Kriterium. Jeder Laie kann bei einer 
solch weit reichenden Entscheidung nur überfor-
dert sein. 

Ärger nach dem Schadenfall 
 
Nach einem Schadenfall ist es besonders bitter, 
wenn der Versicherer nicht zahlen will oder die 
Zahlung verzögert. Offenbar gibt es viele Proble-
me im Zusammenhang mit der Schadenregulie-
rung, bei denen die Versicherten Hilfe und Unter-
stützung gut gebrauchen können. Daher war die-
ses Thema vielfach Gegenstand der Beratungsge-
spräche. 
 
Falsch versichert – ich will hier raus 
 
„Dauerbrenner“ in der Versicherungsberatung 
sind alle Fragen rund um Kündigung, Widerspruch 
und Widerruf. Die verschiedenen Möglichkeiten, 
sich von unnötigen oder zu teuren Verträgen zu 
verabschieden, waren gleichfalls häufig Inhalt der 
Beratungen. 
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Stern, 06.09.2005 
http://www.stern.de/wirtschaft/versicherungen/:Betriebsrente-Firmen-
Extrarente/545496.html?nv=cb 
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Energie 

hafa 2005 

Antworten auf steigende Energie-
kosten: Energie sparen, Stroman-
bieter wechseln, Alternativen zu Öl 
und Gas 
 
Auch wenn die Energiepreise in dieser Höhe mit 
Sicherheit ungerechtfertigt sind - sinkende Ener-
giepreise wird es angesichts endlicher Ressour-
cen zukünftig mit Sicherheit nicht mehr geben. So 
ist das Thema Energieeinsparung aktueller denn 
je. 
Steigende Energiepreise bescheren der Energie-
beratung bundesweit seit zwei Jahren eine starke 
Nachfrage. Dabei sind die Energiekosten sozusa-
gen die Einstiegsdroge für die Inanspruchnahme 
der Energieberatung. Insbesondere in Bundeslän-
dern mit einer hohen Eigenheimquote, wie in Bre-
men, geht es in der Beratung beim Thema Hei-
zung schnell auch um Alternativen zu Öl und Gas. 
Allerdings sind nicht allein die Heizkosten exorbi-
tant gestiegen. Auch die Strompreise entwickeln 
sich im Schatten der Auseinandersetzung um die 
Gaspreise stetig nach oben. 
Als erste und bisher auch als einzige Verbraucher-
zentrale hat Bremen einen Stromrechner auf die 
Homepage gestellt, mit dem man schnell den 
günstigsten Anbieter finden kann. 
 
Auch wenn sie immer zu spät kommen und nie 
reichen... hat die Energieberatung etwas, was die 
Verbraucherzentralen dringend auch für die ande-
ren Beratungsangebote benötigt: Mittel für Wer-
bung. So konnte der BSAG-Bus mit den 
„Energieköpfen“ wieder ein Jahr fahren, und es 
gab Anzeigen, eine erfolgreiche Beteiligung an 
der HAFA, zusätzliche Angebote in den Stadtteil-
bibliotheken und, und, und... 
 
Und auch das hat in der Energieberatung stattge-
funden: „Fallmanagement vor Ort“, neue Heizkes-
selgenerationen, Niedrigenergie- bzw. Passiv-
hausstandards,  Heizungssysteme, Gas – Brenn-
werttechnik,  Pelletsheizungen, Wärmepumpen-
technik, Förderprogramme, regenerative Energien, 
Wärmedämmverbundsysteme, Dämmstoffarten, 
Gebäudesanierungsprogramm der KfW, alternati-
ve Dämmstoffarten, Blower - Door Test und Ther-
mografie, Eigenschaften der Dämmmaterialien im 
Bezug auf Gesundheits- und Umweltaspekte,  

Stromverbrauchsmessgeräte, Energielabel, 
Stromcheckprogramm, „richtiges Heizen und Lüf-
ten“, Fotovoltaik, solare Brauchwasserbereitung, 
feste Biomasse.  Die Themen werden uns wohl 
nicht ausgehen. 
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Weser Kurier, 17.03.2005 

Weser Kurier, 07.04.2005 
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Weser Kurier, 14.04.2005 

Gründung der Bürgerinitiative 
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Schimmelpilz an Wänden und Tapete 
 

Weser Kurier, 21.04.2005 
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Organisation 

Mitgliederversammlung 

Vorstand 
Vorsitz: 

Jörn Diers, Arbeitnehmerkammer 
 

Stellvertretender Vorsitz: 
Dr. Mario Domann-Käse, SPD 

 
Weitere Mitglieder des Vorstandes: 

Gunthild Meyer, DHB 
Klaus Möhle, Bündnis 90/Die Grünen 

Alexander Tassis, CDU 

 
Betriebsrat               Geschäftsführung 

Arno Gottschalk  Irmgard Czarnecki 

Abteilung 
Verbraucherrecht 
Dr. Lovis Wambach 
Gabriele Zeugner 
 
Abteilung 
Ernährung 
Theodora Plate 
Regina Aschmann 
Gertraud Huisinga 
 
Abteilung 
Infrastruktur 
Yalcin Sahinogullari 
Brigitte Tjarks 
 
Beratungsstelle Bremerhaven 
Barbara Kratz 
Ursula Witting  

Abteilung 
Finanzdienstleistung / Bauen 

Arno Gottschalk 
Birgit Funke 

Gabriele Zeugner 
Yalcin Sahinogullari 

Hartmut Schwarz 
Honorarberater 

 
Abteilung 

Energie 
Raymond Krieger (Honorar) 

Manfred Heuer (Honorar) 
Ansgar Wissmann (Honorar) 

Ute Rigbers (Honorar) 
 

Infozentrum 
Brigitte Klinkerfuß 
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Einnahmeentwicklung 1995 - 2005

-  €

100.000,00 €

200.000,00 €

300.000,00 €

400.000,00 €

500.000,00 €

600.000,00 €

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Land Bremen Bund Eigeneinnahmen

Entwicklung der eigenen Einnahmen von 1995 bis 2005

-  €

5 0 . 0 0 0  €

10 0 . 0 0 0  €

15 0 . 0 0 0  €

2 0 0 . 0 0 0  €

2 5 0 . 0 0 0  €

19 9 5 19 9 6 19 9 7 19 9 8 19 9 9 2 0 0 0 2 0 0 1 2 0 0 2 2 0 0 3 2 0 0 4 2 . 0 0 5
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1. Ist - Einnahmen

1.1. Eigeneinnahmen / vermischte Einnahmen 234.668 €              

1.2. BMVEL Projekt Ernährung  105.692 €              

1.3. BMVEL Projekt Wirtschaftlicher Verbraucherschutz 84.761 €                

1.4. Senator f. Wirtschaft Bremen

1.4.1. Institutionelle Zuwendung 260.691 €              

1.4.2. Zuwendung f.d. Ernährungsberatung 104.309 €              

1.5. Zuwendung des Magistrats der Stadt Bremerhaven 27.590 €                

1.6. vzbv stationäre Energieberatung 9.499 €                  

1.7. Gemeinkosten-Einnahmen aus vzbv Projekten 1.903 €                  

1.8. sonstige Einnahmen 276 €                    

Summe Ist - Einnahmen 829.389 €            

2. Ist - Ausgaben

2.1. Personalausgaben 625.311 €              
2.2. Sachausgaben

2.2.1. Geschäftsbedarf 24.729 €                

2.2.2. Post- und Fernmeldegebühren 20.027 €                

2.2.3. Geräte / Ausstattung 3.958 €                  

2.2.4. Bewirtschaftung der Räume 18.152 €                

2.2.5. Mieten 58.248 €                

2.2.6. Rechts- und Beratungskosten 45.142 €                

2.2.7. Reisekosten / Fortbildung 5.933 €                  

2.2.8. Veranstaltungen / Veröffentlichungen 14.062 €                

2.2.9. Infothekkosten 2.628 €                  

2.2.10. Ausstellungen 1.668 €                  

2.2.11. Ratgebereinkauf siehe Titel 11901 21.610 €                

2.2.12. nicht aufteilbare Verwaltungskosten 12.332 €                

2.2.13. Mitgliedsbeiträge 759 €                    

Summe der Sachausgaben 229.248 €              

Summe Ist - Ausgaben 854.559 €              

Etat für das Haushaltsjahr 2005
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Beratungsformen 2005

Fachauskünfte
53%

Persönliche Beratung
12%

Telefonische Beratung
11%

Infozentrum
10%

TeilnehmerInnen/Vorträge
4%BesucherInnen/Ausstellungen

10%

Beratungsformen 2005   
    
Persönliche Beratung       10.896 
Telefonische Beratung         9.289 
Gesamt Beratungen       20.185 
davon kostenbefreit           356 
Infozentrum   8.362 

TeilnehmerInnen/Vorträge         3.678 

BesucherInnen/Ausstellungen         8.718 
Fachauskünfte       47.052 
Gesamt       87.995 
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Beratungsinhalte 2005   
    

Finanzdienstleistungen, Bauen         8.023 

Verbraucherrecht         2.569 
Energie         5.250 

Ernährung         4.343 
Gesamt       20.185 
    

Beratungsinhalte 2005

Verbraucherrecht
13%

Energie
26%

Ernährung
22%

Finanzdienstleistungen, 
Bauen
39%

2005  In  Zahlen 
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Satzung der Verbraucherzentrale Bremen e.V. 

 
 

§ 1 
 

Name 
 

Der Verein führt den Namen „Verbraucherzentrale Bremen e.V.“. 
 
 

 
§ 2 

 
Sitz 

 
(1) Der Verein hat seinen Sitz in Bremen und ist im Vereinsregister eingetragen. Die Tätigkeit der 

Verbraucherzentrale erstreckt sich auf das Land Bremen. 
 
 

 
§ 3 

 
Zweck und Ziel 

 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung durch sein Wirken für das wirtschaftliche und ge-
sundheitliche Allgemeinwohl der Verbraucher. 

 
 
(2) Die Verbraucherzentrale hat die Aufgabe, in der Öffentlichkeit und gegenüber Gesetzgebung, Verwal-

tung, Rechtsprechung, Anbietern und Wirtschaftsorganisationen auf nationaler und europäischer Ebe-
ne die Interessen und die Rechte der Verbraucher im einzelnen und allgemeinen zu vertreten. 

 
Insbesondere tritt sie ein, um die wirtschaftlichen Interessen der Verbraucher, ihre Gesundheit und die 
Umwelt zu schützen. 

 
Sie setzt sich das Ziel, die Selbsthilfe der Verbraucher durch Verbraucherinformation, Verbraucherbe-
ratung und Verbraucherbildung zu stützen und zu fördern. 

 
Somit ist sie ein eigenständiges verbraucherorientiertes Instrument in der Sozialen Marktwirtschaft. 

 
 
(3) Diese Aufgaben werden erfüllt durch die Schaffung geeigneter Einrichtungen, die der objektiven Un-

terrichtung und Unterstützung der Verbraucher dienen, insbesondere durch örtliche Beratungsstellen. 
 
 
(4) Der Verein ist parteipolitisch und konfessionell unabhängig. Er ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in 

erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
 
(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen  Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. 
Sämtliche Ämter sind Ehrenämter. 

(6) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Ver-
mögen des Vereins an das Land Bremen zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des  
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§ 4 
 

Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglieder des Vereins können werden 
 
a) Verbraucherorganisationen und sonstige Verbände und Vereinigungen sowie Organisationen, zu 

deren wesentlichen Aufgaben die Wahrnehmung von Verbraucherinteressen gehören. 
 
b)  Gewerkschaftliche Dachorganisationen auf örtlicher Ebene. 
 
c)  Die Landesverbände der in der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) vertretenen politischen Parteien. 
 
d)  Die auf Landesebene tätigen öffentlich-rechtlichen Kammern, soweit zu deren wesentlichen  Aufgaben 

die Wahrnehmung von Verbraucherinteressen gehört. 
 
 
(2) Verbraucher (natürliche Personen) können Fördermitglied werden. Sie nehmen an der Mitgliederver-

sammlung mit beratender Stimme teil. 
 
 
(3) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Lehnt er die Aufnahme ab, so ist der Antragsteller 

schriftlich zu bescheiden. Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von 2 Wochen nach Empfang des ab-
lehnenden Bescheides Einspruch eingelegt werden. Der Vorstand ist dann verpflichtet auf der nächsten 
Mitgliederversammlung den Antrag zur Entscheidung vorzulegen. 

 
 

 
§ 5 

 
Pflichten der Mitglieder 

 
Die Mitglieder sind verpflichtet: 
 
a)  die Vereinszwecke zu fördern und für den Erhalt der Verbraucherzentrale einzutreten. 
 
b)  die festgesetzten Beiträge zu entrichten. 
 
 

§ 6 
 

Austritt und Ausschluß 
 
(1) Der Austritt aus dem Verein ist zum Schluß jedes Geschäftsjahres zulässig. Er muß spätestens drei Mo-

nate vor Ablauf des Geschäftsjahres dem Vorstand schriftlich erklärt werden. 
 
 
(2) Ein Mitglied kann durch den Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es gegen die Inte-

ressen des Vereins verstößt. Vor der Beschlußfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. der Beschluß des Vorstandes ist dem Mitglied mit einer Begründung zuzustellen. Gegen den 
Beschluß kann das Mitglied Einspruch einlegen. Über den Einspruch entscheidet die nächste Mitglieder-
versammlung. 

 
§ 7 

 
Geschäftsjahr 

 
Geschäftsjahr ist das Haushaltsjahr der öffentlichen Verwaltung. 
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§ 8 
 

Organe 
 
Der Verein hat folgende Organe: 
 
a)  die Mitgliederversammlung 
 
b)  den Vorstand 
 
c)  die Geschäftsführung 

§ 9 
 

Mitgliederversammlung 
 
(1) In die Mitgliederversammlung entsenden die Mitgliedsorganisationen nach Möglichkeit für die Dauer 

von mindestens 4 Jahren zwei stimmberechtigte Delegierte. 
 
(2) Ist eine Mitgliedsorganisation nur durch 1 Delegierte/n vertreten verfügt diese/r über 2 Stimmen. 

Die Vertretung einer Mitgliederorganisation durch eine andere ist mit schriftlicher Vollmacht möglich. 
 
(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitgliedsorganisatio-

nen vertreten sind. 
 
(4) Beschlüsse werden, sofern diese Satzung nichts anderes vorschreibt, mit einfacher Mehrheit gefasst. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. 

 
(5) Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Stim
 men. 
 
(6) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck besonders einberufenen Mitgliederver-

sammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Delegierten beschlossen wer-
den. Im Falle der Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen eine neue Mitgliederversamm-
lung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Delegierten die Auflösung mit einfacher Stimmenmehrheit beschließen kann. 

 
(7) Die Vorstandsmitglieder nehmen an der Mitgliederversammlung mit beratender Stimme teil. Wenn 

Delegierte zu Vorstandsmitgliedern gewählt worden sind, entsendet die betroffene Organisation zu-
sätzliche Delegierte. 

 
(8) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand durch schriftliche Einladung unter Bekanntgabe der 

Tagesordnung grundsätzlich mit einer Frist von 4 Wochen einberufen. 
Sie findet mindestens einmal im Jahr statt im übrigen auf schriftlichen Antrag von mindestens einem 
Viertel der Mitgliedsorganisationen. 

 
Anträge gemäß § 10(i) sind spätestens 2 Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich bei der 
Verbraucherzentrale einzureichen. Anträge, die nach Fristablauf eingehen, aber eilbedürftig sind, 
müssen behandelt werden, wenn dies von mindestens einem Viertel der stimmberechtigten Anwesen-
den verlangt wird. 

 
(9) Eine gemäß Absatz 8 Satz 2 beantragte Mitgliederversammlung ist spätestens vier Wochen nach 

Antragstellung durchzuführen. 
  
(10) Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind in einem Protokoll niederzulegen, das von dem/der 
 Schriftführer/in und dem/der Vorsitzenden oder seinem/ihrer Stellvertreter/in zu unterzeichnen ist. 
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§ 10 

 
Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 
Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 
a)  Wahl der Vorstandsmitglieder 
 
b)  Abwahl der Vorstandsmitglieder 
 
c)  Festsetzung des Mitgliedsbeitrages sowie des Fördermitgliedsbeitrages 
 
d)  Beratung und Beschlussfassung über den dem Drittmittelgeber vorzulegenden 
  Wirtschaftsplan-Entwurf 
 
e)  Wahl von zwei Rechnungsprüfern/innen und zwei Vertreter/innen. Alle zwei Jahre wird ein/e 

 neuer/e Rechnungsprüfer/in und ein/e Vertreter/in gewählt (siehe § 11). 
 
f) Entgegennahme und Beratung des Geschäftsberichts des Vorstands sowie der Geschäftsfüh-

rung 
 
g)  Entlastung des Vorstandes 
 
h)  Entlastung der Geschäftsführung 
 
i)  Beschlussfassung  über eingegangene Anträge. Antragsberechtigt sind die  
  Mitgliedsorganisationen sowie auch einzelne Mitglieder des Vorstandes. 
 
k)  Bildung einer Auswahlkommission zur Einstellung der/des GeschäftsführerIn, der zwei bis 

drei Vorstandspersonen und zwei bis drei Delegierte angehören, die aus der Zahl der  
  Bewerber/innen Kandidaten/innen auswählt und dem Vorstand vorschlägt. 
 
l)  Bestätigung der Bestellung der Geschäftsführung 
 
m)  Beschlussfassung über den Ausschluss eines Mitgliedes 
 
n)  Genehmigung des Erwerbs, der Veräußerung und der dinglichen Belastung von  
  Grundeigentum und der Aufnahme von Darlehen 
 
o)  Änderung der Satzung 
 
p)  Auflösung des Vereins. 

 
§ 11 

 
Rechnungsprüfung 

 
(1) Die /der Rechnungsprüfer /in werden durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf 4 Jahre ge-

wählt. Eine Wiederwahl ist zulässig. 
 
(2) Die/der Rechnungsprüfer/in sollen aus verschiedenen Mitgliedsorganisationen kommen. 
 
(3) Die/der Rechnungsprüfer/in sind verpflichtet, in jedem Kalenderhalbjahr eine Prüfung des Rech-

nungswesens des Vereins vorzunehmen und nach Abschluss des Kalenderjahres der Mitgliederver-
sammlung darüber einen schriftlichen Bericht vorzulegen. 

 
(4) Bei festgestellten Unregelmäßigkeiten hat die/der Rechnungsprüfer/in ein eigenständiges Recht eine 

Mitgliederversammlung einzuberufen.  
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§ 12 

 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus bis zu 7 Mitgliedern, die aus mindestens drei Mitgliedsorganisationen 

kommen sollen. 
Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und eine/n stellvertretende/n Vorsitzen-
de/n, von denen eine/r ihren/seinen Wohnsitz oder Arbeitsplatz in Bremerhaven haben soll, eine/n 
Schatzmeister/in sowie eine/n Schriftführer/in. 

 
 
(2) Die Vorstandsmitglieder werden durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf 4 Jahre gewählt. 

Eine Wiederwahl ist zulässig. 
 

Bis zur Wahl der Nachfolger/innen führen die Vorstandsmitglieder die Geschäfte weiter. 
 
 
(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich bei allen Geschäften im Sinne des § 26(2) BGB 

von der/dem Vorsitzenden und ihrer/seinem Stellvertreter/in, bei deren/dessen Verhinderung von 
anderen Vorstandsmitgliedern vertreten. Die Tatsache der Verhinderung braucht nicht nachgewie-
sen werden. 

 
In den Angelegenheiten die in der Geschäftsordnung geregelt sind, wird der Verein durch die Ge-
schäftsführung vertreten. 

 
 
(4) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Die Geschäftsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung  
Die Geschäftsordnung wird durch die Mitgliederversammlung bestätigt. 

 
(5) Besondere Aufgaben des Vorstands sind: 
 
a)  Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins, soweit sie nicht durch die Geschäftsordnung 
   einem anderen Organ übertragen sind. 
 
b)  Einstellung und Entlassung des/der Geschäftsführers/in  
c)  Aufstellung eines Wirtschaftsplanes 
 
d)  Erstellung des jährlichen Geschäftsberichts. 
 
 
 

§ 13 
 

Geschäftsführung 
 

Die Geschäfte der Verbraucherzentrale werden nach der vom Vorstand aufgestellten Geschäftsord-
nung durch eine/n Geschäftsführer/in geführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bremen im September 95 
Geänderte Fassung April 2004 
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Kürzungen bei der  Verbraucherzentrale 

Weser Kurier, 17.08.2005 

Nordsee-Zeitung, 24.08.2005 



Kürzungen bei der Verbraucherzentrale 

53 

W
es

er
 K

ur
ie

r,
 3

0.
07

.2
00

5 



 

JAHRESBERICHT 2005 

W
es

er
 K

ur
ie

r,
 1

7.
08

.2
00

5 



Kürzungen bei der Verbraucherzentrale 

55 



 

JAHRESBERICHT 2005 

Ta
z,

 3
0.

07
.2

00
5 

Nordsee - Zeitung, 29.08.2005  



 57 

  
 
 

I m p r e s s u m  
 
Herausgeber 
 
 
Verbraucherzentrale Bremen e.V. 
 
Altenweg 4 
28195 Bremen 
 
 
Verantwortlich 
 
Irmgard Czarnecki 
Geschäftsführung 
 
 
Gestaltung 
 
Harald Rupprecht 
 
 
Druck 
 
DRUCKpunktShop 
Hemmstraße 124 
28215  Bremen 
 
 
Auflage 
 
 
160 Exemplare 

JAHRESBERICHT 2005 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Euroscale Coated v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


